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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Rates über das Gemeinsame Unternehmen 
„Initiative Innovative Arzneimittel 2“
(COM(2013)0495 – C7-0259/2013 – 2013/0240(NLE))

(Konsultation)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an den Rat (COM(2013)0495),

– gestützt auf Artikel 187 und Artikel 188 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union, gemäß dem es vom Rat konsultiert wurde (C7-0259/2013),

– gestützt auf Artikel 55 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie (A7-
0105/2014),

1. billigt den Vorschlag der Kommission in der geänderten Fassung;

2. fordert die Kommission auf, ihren Vorschlag gemäß Artikel 293 Absatz 2 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union entsprechend zu ändern;

3. fordert den Rat auf, es zu unterrichten, falls er beabsichtigt, von dem vom Parlament 
gebilligten Text abzuweichen;

4. fordert den Rat auf, es erneut zu konsultieren, falls er beabsichtigt, den Vorschlag der 
Kommission entscheidend zu ändern;

5. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission zu übermitteln.

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Mit der Verordnung (EU) Nr. …/2013 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom … 2013 über das 
Rahmenprogramm für Forschung und 
Innovation „Horizont 2020“ (2014-
2020)10 wird eine größere Wirkung für 

(4) Mit der Verordnung (EU) Nr. 
1291/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates („Horizont 2020“)10 wird 
eine größere Wirkung für Forschung und 
Innovation angestrebt, indem verschiedene 
Instrumente genutzt werden, 
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Forschung und Innovation angestrebt, 
indem Finanzmittel des 
Rahmenprogramms „Horizont 2020“ und 
Mittel der Privatwirtschaft im Rahmen 
öffentlich-privater Partnerschaften in 
zentralen Bereichen zusammengeführt 
werden, in denen Forschung und 
Innovation zu den Zielen der allgemeinen 
Wettbewerbsfähigkeit der Union und zur 
Bewältigung gesellschaftlicher 
Herausforderungen beitragen können. Die 
Union kann sich an diesen Partnerschaften 
durch Finanzhilfen für gemeinsame 
Unternehmen beteiligen, die auf der 
Grundlage von Artikel 187 AEUV im 
Rahmen des Beschlusses Nr. 
1982/2006/EG gegründet werden.

einschließlich öffentlich-privater 
Partnerschaften in zentralen Bereichen, in 
denen Forschung und Innovation zu den 
Zielen der allgemeinen 
Wettbewerbsfähigkeit der Union, zur 
Stimulierung privater Investitionen und 
zur Bewältigung gesellschaftlicher 
Herausforderungen beitragen können. 
Diese Partnerschaften sollten einen 
ausgewogenen Beitrag aller Partner 
widerspiegeln, für die Erreichung ihrer 
Ziele rechenschaftspflichtig sein und den 
strategischen Zielen der Europäischen 
Union in den Bereichen Forschung, 
Entwicklung und Innovation entsprechen. 
Die Leitung und die Funktionsweise 
solcher Partnerschaften sollten offen, 
transparent, effektiv und effizient sein 
und einem möglichst breiten Spektrum 
von in ihren jeweiligen Fachbereichen 
tätigen Akteuren die Möglichkeit zur 
Beteiligung geben. Die Union kann sich an 
diesen Partnerschaften durch Finanzhilfen 
für gemeinsame Unternehmen beteiligen, 
die auf der Grundlage von Artikel 187 
AEUV im Rahmen des Beschlusses 
Nr. 1982/2006/EG gegründet werden.

__________________ __________________
10 ABl… [RP„Horizont 2020“] . 10 Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2013 über das 
Rahmenprogramm für Forschung und 
Innovation Horizont 2020 (2014−2020) 
und zur Aufhebung des Beschlusses 
Nr. 1982/2006/EG (ABl. L 347 vom 
20.12.2013, S. 104).

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Gemäß dem Beschluss 
Nr. […]/2013/EU des Rates vom [...] 2013 

(5) Im Einklang mit „Horizont 2020“ und 
dem Beschluss des Rates 2013/743/EU11 
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über das spezifische Programm zur 
Durchführung des Rahmenprogramms 
für Forschung und Innovation „Horizont 
2020“ (2014-2020)11 sollten gemeinsame 
Unternehmen, die auf der Grundlage des 
Beschlusses Nr. 1982/2006/EG unter den 
Bedingungen des Beschlusses 
Nr. […]/2013/EU gegründet werden, 
zusätzlich unterstützt werden.

(das spezifische Programm „Horizont 
2020“) können gemeinsame Unternehmen, 
die im Rahmen von „Horizont 2020“ 
gegründet wurden, zusätzlich unterstützt 
werden. Eine solche Förderung unterliegt 
den in „Horizont 2020“ und im 
spezifischen Programm „Horizont 2020“ 
genannten Bedingungen, insbesondere 
den Bedingungen von Artikel 25 von 
„Horizont 2020“ sowie der 
uneingeschränkten Einhaltung der 
allgemeinen Grundsätze von „Horizont 
2020“, insbesondere der Grundsätze des 
offenen Zugangs und der Gleichstellung 
der Geschlechter.

__________________ __________________
11 ABl… [SP „Horizont 2020“] . 11 Beschluss des Rates 2013/7438/EU vom 

3. Dezember 2013 über das Spezifische 
Programm zur Durchführung des 
Rahmenprogramms für Forschung und 
Innovation „Horizont 2020“ (2014-2020) 
und zur Aufhebung der Beschlüsse 
2006/971/EG, 2006/972/EG, 
2006/973/EG, 2006/974/EG und 
2006/975/EG (ABl. L 347, 20.12.2013, p. 
965).

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Forschungsarbeiten für die Medizin der 
Zukunft sollen in Bereichen durchgeführt 
werden, in denen die Gesamtheit der Ziele 
in Bezug auf die Gesellschaft, das 
Gesundheitswesen und die 
Wettbewerbsfähigkeit der 
biomedizinischen Industrie eine Bündelung 
der Ressourcen und die Förderung der 
Zusammenarbeit zwischen öffentlichem 
und privatem Sektor – unter Beteiligung 
von KMU – erfordert. Der 
Gegenstandsbereich der Initiative sollte auf 
alle Bereiche der biowissenschaftlichen 

(8) Forschungsarbeiten für die Medizin der 
Zukunft sollen in Bereichen durchgeführt 
werden, in denen die Gesamtheit der Ziele 
in Bezug auf die Gesellschaft, das 
Gesundheitswesen und die 
Wettbewerbsfähigkeit der 
biomedizinischen Industrie eine Bündelung 
der Ressourcen und die Förderung der 
Zusammenarbeit zwischen öffentlichem 
und privatem Sektor – unter Beteiligung 
von KMU – erfordert. Der 
Gegenstandsbereich der Initiative sollte auf 
diejenigen Bereiche der 
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Forschung und Innovation ausgedehnt 
werden. Die Bereiche sollten im Interesse 
der öffentlichen Gesundheit sein und im 
Einklang mit dem Bericht der 
Weltgesundheitsorganisation über 
vorrangige Medikamente für Europa und 
die Welt („Priority medicines for Europe 
and the World“) stehen, für den noch 2013 
eine neue Fassung erwartet wird. Im 
Rahmen der Initiative sollte man sich daher 
bemühen, ein breiteres Spektrum von 
Partnern, einschließlich Mid-caps, aus 
verschiedenen Bereichen (z. B. 
biomedizinische Bildgebungsverfahren, 
medizinische Informatik, Diagnose 
und/oder Tiergesundheit) einzubeziehen. 
Eine breitere Beteiligung würde dazu 
beitragen, die Entwicklung neuer Konzepte 
und Technologien für die Prävention, 
Diagnose und Behandlung von 
Krankheiten mit starken Auswirkungen auf 
die öffentliche Gesundheit voranzubringen.

biowissenschaftlichen Forschung und 
Innovation ausgedehnt werden, in denen 
dieser Initiative nachweislich einen 
zusätzlichen Nutzen erbringt. Die 
Bereiche sollten im Interesse der 
öffentlichen Gesundheit sein und im 
Einklang mit dem Bericht der 
Weltgesundheitsorganisation über 
vorrangige Medikamente für Europa und 
die Welt („Priority medicines for Europe 
and the World“) stehen, für den 2013 eine 
neue Fassung herausgegeben wurde. Im 
Rahmen der Initiative sollte man sich daher 
bemühen, ein breiteres Spektrum von 
Partnern, einschließlich KMU, Mid-caps 
und mittleren Unternehmen 
verschiedener Wirtschaftszweige (z. B. 
biomedizinische Bildgebungsverfahren, 
medizinische Informatik, Diagnose 
und/oder Tiergesundheit), die nicht auf 
Eigenkapitalmärkten gehandelt werden 
und Innovationspotenzial haben 
einzubeziehen, und der Grad der 
Beteiligung sollte einer der Referenzwerte 
sein, anhand der der Erfolg des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI ex post 
zu bewerten ist. Eine breitere Beteiligung, 
einschließlich einer sinnvollen 
Einbindung von 
Forschungseinrichtungen, 
Patientenorganisationen sowie der 
Zivilgesellschaft würde dazu beitragen, die 
Entwicklung neuer Konzepte und 
Technologien für die Prävention, Diagnose 
und Behandlung von Krankheiten mit 
starken Auswirkungen auf die öffentliche 
Gesundheit voranzubringen.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Bei der Fortsetzung dieser Initiative 
sollten außerdem die Erfahrungen aus der 

(9) Bei der Fortsetzung dieser Initiative 
sollten die Ergebnisse der 
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bisherigen Tätigkeit des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI einschließlich der 
Ergebnisse der Zwischenbewertung und 
der Empfehlungen der Interessenträger14 
berücksichtigt werden; im Interesse von 
Effizienz und Vereinfachung der Arbeit 
sollten stärker zweckgerichtete Strukturen 
und Regeln zugrunde gelegt werden. Im 
Hinblick darauf sollte das Gemeinsame 
Unternehmen „Initiative Innovative 
Arzneimittel 2“ (nachstehend „IMI2“) eine 
speziell auf seine Bedürfnisse abgestimmte 
Finanzregelung im Einklang mit 
Artikel 209 der Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 25. Oktober 2012 über 
die Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen 
Union15 festlegen.

Zwischenbewertung und die 
Empfehlungen der Interessenträger 
berücksichtigt werden, insbesondere was 
die Bedenken in Bezug auf die Strategie 
der Initiative Innovative Arzneimittel zum 
Schutz des geistigen Eigentums betrifft, 
und es sollten klarere Vorschriften für die 
Verwaltung aufgestellt werden. Bei der 
Fortsetzung dieser Initiative sollten 
außerdem die Erfahrungen aus der 
bisherigen Tätigkeit des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI berücksichtigt werden; 
im Interesse von Effizienz und 
Vereinfachung der Arbeit sollten bei der 
Umsetzung der Initiative stärker 
zweckgerichtete Strukturen und 
Bestimmungen zugrunde gelegt werden. 
Im Hinblick darauf sollte das Gemeinsame 
Unternehmen „Initiative Innovative 
Arzneimittel 2“ (nachstehend „IMI2“) eine 
speziell auf seine Bedürfnisse abgestimmte 
Finanzregelung im Einklang mit Artikel 
209 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 
966/2012 des Europäischen Parlaments 
und des Rates15 festlegen. 

__________________ __________________
14 
http://ec.europa.eu/research/consultations/li
fe_science_h2020/consultation_en.htm

14 
http://ec.europa.eu/research/consultations/li
fe_science_h2020/consultation_en.htm

15 ABl. L 298 vom 26.10.2012, S. 1. 15 Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 966/2012 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 
25. Oktober 2012 über die 
Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Union und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG, 
Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates 
(ABl. L 298 vom 26.10.2012, S. 1).

Begründung

IMI2 sollte das Ergebnis eines Lernprozesses sein und auf die Ausräumung der bei den 
Bewertungen sowie bei der täglichen Arbeit festgestellten Mängel abzielen.
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Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Die Beteiligung an indirekten 
Maßnahmen, die durch das Gemeinsame 
Unternehmen IMI2 unterstützt werden, 
sollte der Verordnung (EU) Nr..../2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom ... 2013 über die Regeln für die 
Beteiligung am Rahmenprogramm für 
Forschung und Innovation „Horizont 
2020“ (2014-2020) sowie für die 
Verbreitung der Ergebnisse16 entsprechen.

(14) Die Beteiligung an indirekten 
Maßnahmen, die durch das Gemeinsame 
Unternehmen IMI2 unterstützt werden, 
muss der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates16 entsprechen. Im Rahmen des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 wird 
sichergestellt, dass die Beteiligten die 
Ergebnisse in einer Weise schützen, 
nutzen und verbreiten, die eine weite 
Verbreitung und Nutzung der 
Forschungsdaten und einen 
erschwinglichen Zugang zum Endprodukt 
sicherstellt.

__________________ __________________
16 ABl… [FRP „Horizont 2020“] . 16 Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2013 über die Regeln 
für die Beteiligung am Rahmenprogramm 
für Forschung und Innovation „Horizont 
2020“ (2014−2020) sowie für die 
Verbreitung der Ergebnisse und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1906/2006 (ABl. L 347 vom 
20.12.2013, S. 81)

Begründung

Die gemeinsame Nutzung von Daten aus IMI2-Projekten ist von maßgeblicher Bedeutung für 
die Verstärkung der kooperativen und kumulativen Prozesse zur Verbesserung des 
wissenschaftlichen Kenntnisstands.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text
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(14a) Unbeschadet der 
Zwischenbewertung nach Artikel 11 
Absatz 1 der vorliegenden Verordnung 
und im Einklang mit Artikel 26 von 
„Horizont 2020“ sollten die gemeinsamen 
Technologieinitiativen als besonderes 
Finanzierungsinstrument einer 
eingehenden Zwischenbewertung 
unterzogen werden, bei der insbesondere 
ihre Zugänglichkeit, Transparenz, 
Wirksamkeit und Effizienz geprüft 
werden sollte.

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 15

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(15) Der Finanzbeitrag der Union sollte im 
Einklang mit dem Grundsatz der 
wirtschaftlichen Haushaltsführung und den 
einschlägigen Vorschriften für die 
indirekte Mittelverwaltung der Verordnung 
(EU, Euratom) Nr. 966/2012 und der 
delegierten Verordnung (EU) 
Nr. 1268/2012 der Kommission vom 
29. Oktober 2012 über die 
Anwendungsbestimmungen für die 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 
966/201217 verwaltet werden.

(15) Der Finanzbeitrag der Union sollte im 
Einklang mit dem Grundsatz der 
wirtschaftlichen Haushaltsführung und den 
einschlägigen Vorschriften für die 
indirekte Mittelverwaltung nach Artikel 60 
Absätze 1 bis 4 der Verordnung (EU, 
Euratom) Nr. 966/2012 und der delegierten 
Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 der 
Kommission17 verwaltet werden.

__________________ __________________
17 ABl. L 326 vom 31.12.2012, S. 1. 17 Delegierte Verordnung (EU) 

Nr. 1268/2012 der Kommission vom 
29. Oktober 2012 über die 
Anwendungsbestimmungen für die 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
(ABl. L 326 vom 31.12.2012, S. 1).

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 18
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18) Der interne Prüfer der Kommission 
sollte gegenüber dem Gemeinsamen 
Unternehmen IMI2 die gleichen 
Befugnisse ausüben wie gegenüber der 
Kommission.

(18) Der interne Prüfer der Kommission 
sollte gegenüber dem Gemeinsamen 
Unternehmen IMI2 die gleichen 
Befugnisse ausüben wie gegenüber der 
Kommission. Dasselbe sollte für den 
Europäischen Rechnungshof und das 
Europäische Parlament gelten.

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 19

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19) In Übereinstimmung mit Artikel 287 
Absatz 1 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 
kann im Gründungsakt von 
Einrichtungen oder sonstigen Stellen, die 
von der Union geschaffen werden, die 
Prüfung der Rechnungen über alle 
Einnahmen und Ausgaben dieser 
Einrichtungen durch den Rechnungshof 
ausgeschlossen werden. Gemäß Artikel 60 
Absatz 5 der Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 966/2012 wird die Rechnungslegung 
der Einrichtungen im Sinne von 
Artikel 209 derselben Verordnung der 
Prüfung durch eine unabhängige 
Prüfstelle unterzogen, die unter anderem 
die Zuverlässigkeit der Rechnungslegung 
sowie die Rechtmäßigkeit und 
Ordnungsmäßigkeit der zugrunde 
liegenden Vorgänge beurteilt. Das Ziel 
der Vermeidung doppelter 
Rechnungsprüfungen rechtfertigt, dass 
die Rechnungslegung des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 nicht durch den 
Rechnungshof geprüft werden sollte.

(19) Abweichend von Artikel 60 Absatz 7 
und Artikel 209 der Verordnung (EU, 
Euratom) Nr. 966/2012 sollte die 
Entlastung für die Ausführung des 
Haushalts des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 vom Europäischen 
Parlament auf Empfehlung des Rates 
erteilt werden. Daher sollten die 
Berichtspflichten nach Artikel 60 Absatz 5 
dieser Verordnung nicht für den Beitrag 
der Union zum Gemeinsamen 
Unternehmen IMI2 gelten, sondern 
soweit wie möglich an die 
Berichtspflichten für Einrichtungen nach 
Artikel 208 der Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 966/2012 angepasst werden. Die 
Prüfung der Rechnungslegung sowie der 
Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit 
sollte durch den Rechnungshof 
vorgenommen werden.
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Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 19 a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19a) Das Gemeinsame Unternehmen 
IMI2 sollte transparent arbeiten, indem es 
seinen Organen sämtliche vorliegenden 
einschlägigen Informationen zur 
Verfügung stellt und die Informationen 
über seine Funktionsweise einschließlich 
der Entwürfe für Tagesordnungen und 
Sitzungsprotokolle des Verwaltungsrats 
und des Wissenschaftlichen Beirats 
öffentlich zugänglich macht. Außerdem 
sollten die Mitglieder des Verwaltungsrats 
und des Wissenschaftlichen Beirats sowie 
der Exekutivdirektor eine umfassende 
Erklärung über berufliche Tätigkeiten 
und finanzielle Interessen veröffentlichen 
und diese regelmäßig aktualisieren.

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 19 b (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19b) Im Interesse eines auf 
Herausforderungen ausgerichteten 
Ansatzes ist eine abgestimmte strategische 
Planung der Forschungs- und 
Innovationstätigkeiten im Rahmen des 
unter den Schwerpunkt „Gesellschaftliche 
Herausforderungen“ von 
„Horizont 2020“ fallenden Einzelziels 
„Gesundheit, demografischer Wandel und 
Wohlergehen“ erforderlich. Indem es sich 
an der Festlegung der Forschungs- und 
Innovationsprioritäten beteiligt, sollte das 
Wissenschaftliche Gremium für 
Gesundheitsfragen dazu beitragen, eine 
Zersplitterung zu vermeiden, und dafür 
sorgen, dass die verschiedenen 
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Finanzierungsinstrumente im Rahmen 
dieser „Gesellschaftlichen 
Herausforderung“, einschließlich IMI2, 
auf koordinierte Weise zur Verbesserung 
der lebenslangen Gesundheit und des 
lebenslangen Wohlergehens aller Bürger 
beitragen.

Begründung

Mit dem Änderungsantrag wird eine Angleichung an Artikel 12 der Rahmenverordnung zu 
„Horizont 2020“ angestrebt.

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 21

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(21) Das Gemeinsame Unternehmen IMI 
wurde für einen bis zum 31. Dezember 
2017 laufenden Zeitraum gegründet. Das 
Gemeinsame Unternehmen IMI2 sollte das 
Forschungsprogramm zu innovativen 
Arzneimitteln weiter unterstützen, indem 
der Gegenstandsbereich seiner Tätigkeiten 
im Rahmen geänderter Regeln erweitert 
wird. Der Übergang von dem 
Gemeinsamen Unternehmen IMI zum 
Gemeinsamen Unternehmen IMI2 sollte 
mit dem Übergang vom Siebten 
Rahmenprogramm zum 
Rahmenprogramm „Horizont 2020“ 
koordiniert und synchronisiert werden, 
damit die verfügbaren Forschungsmittel 
optimal eingesetzt werden. Im Interesse der 
Rechtssicherheit und Klarheit sollte daher 
die Verordnung (EG) Nr. 73/2008 
aufgehoben werden und es sollten 
Übergangsbestimmungen festgelegt 
werden –

(21) Das Gemeinsame Unternehmen IMI 
wurde für einen bis zum 
31. Dezember 2017 laufenden Zeitraum 
gegründet. Das Gemeinsame Unternehmen 
IMI2 sollte das Forschungsprogramm zu 
innovativen Arzneimitteln weiter 
unterstützen, indem die verbleibenden im 
IMI-Forschungsprogramm vorgesehenen 
Tätigkeiten gemäß den Vorschriften für 
das Gemeinsame Unternehmen IMI 
durchgeführt werden. Der Übergang von 
dem Gemeinsamen Unternehmen IMI zum 
Gemeinsamen Unternehmen IMI2 sollte 
mit dem Übergang vom Siebten 
Rahmenprogramm zu „Horizont 2020“ 
koordiniert und synchronisiert werden, 
damit die verfügbaren Forschungsmittel 
optimal eingesetzt werden. Im Interesse der 
Rechtssicherheit und Klarheit sollte daher 
die Verordnung (EG) Nr. 73/2008 
aufgehoben werden und es sollten 
Übergangsbestimmungen festgelegt 
werden;
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Begründung

Es sollte deutlich gemacht werden, dass das Gemeinsame Unternehmen IMI2 lediglich die 
verbleibenden Tätigkeiten umsetzt, die ursprünglich bis zum Jahr 2017 im Rahmen des 
Forschungsprogramms IMI vorgesehen waren. Diese verbleibenden Tätigkeiten sollten das 
„alte“ Regelwerk von IMI befolgen, während die Tätigkeiten von IMI2 das „neue“ Regelwerk 
befolgen sollten. Da dies schon umständlich genug ist, sollten im Zeitraum 2014 und 2017 
keine Änderungen oder Eingriffe in die beiden Regelwerke vorgenommen werden.

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 21 a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(21a) Mit Blick auf das übergeordnete 
Ziel von „Horizont 2020“, eine stärkere 
Vereinfachung und Harmonisierung der 
Finanzierungsstruktur für Forschung 
und Innovation auf Unionsebene zu 
erreichen, sollten gemeinsame 
Unternehmen von „Horizont 2020“ 
abweichende Regelwerke vermeiden, und 
die Laufzeit aller öffentlich-privaten 
Partnerschaften, die im Rahmen von 
„Horizont 2020“ gefördert werden, sollte 
auf die Laufzeit von „Horizont 2020“ 
abgestimmt werden, um zu vermeiden, 
dass verschiedene Regelwerke gleichzeitig 
existieren und dadurch in diesem 
Zusammenhang in Zukunft ein 
zusätzlicher Verwaltungsaufwand für 
Beteiligte und Einrichtungen der Union 
entsteht.

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 21 b (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(21b) Zur Überwindung der Kluft im 
Bereich Forschung und Innovation in 
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Europa sollten Komplementarität und 
enge Synergien mit den Strukturfonds 
hergestellt werden. Soweit möglich sollte 
Interoperabilität zwischen „Horizont 
2020“ und den Strukturfonds gefördert 
werden. Die kumulative oder kombinierte 
Finanzierung wird gefördert. In diesem 
Zusammenhang sollten die Maßnahmen 
darauf abzielen, das Talentpotenzial 
Europas voll auszuschöpfen und dadurch 
die wirtschaftliche und soziale Wirkung 
der Forschung und Innovation zu 
optimieren; zudem sollten sie sich von den 
politischen Strategien und Maßnahmen 
der Strukturfonds abheben, diese jedoch 
auch ergänzen.

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 21 c (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(21c) Es sollten Maßnahmen umgesetzt 
werden, die die Beteiligung von KMU, 
Hochschulen und Forschungszentren 
fördern. In diesem Zusammenhang 
sollten die Hindernisse für die Beteiligung 
von neuen Programmteilnehmern 
identifiziert und beseitigt werden.

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 21 d (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(21d) Angesichts der Bedeutung der 
Grundlagenforschung für die 
Entwicklung bahnbrechender Ideen, die 
künftige Innovationen ermöglichen, 
sollten Aufrufe zur Einreichung von 
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Vorschlägen für kooperative Forschungs- 
und Entwicklungsprojekte im Bereich der 
Gesundheitsforschung im Rahmen von 
„Horizont 2020“ zusätzlich und parallel 
zu den Tätigkeiten des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 erfolgen, 
insbesondere für Forschung mit einem 
technologischen Reifegrad von 1 bis 4;

Begründung

Gemäß der Verordnung zu „Horizont 2020“ sollten Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten 
im Rahmen gemeinsamer Technologieinitiativen auch in den regulären Aufforderungen zur 
Einreichung von Vorschlägen in den Arbeitsprogrammen zu „Horizont 2020“ berücksichtigt 
werden. Im Fall von IMI2 sollte die Forschungszusammenarbeit parallel zu IMI2-Tätigkeiten 
auf einer niedrigeren Stufe der technologischen Reife durchgeführt werden, um eine breitere 
Einbeziehung von Hochschulen und KMU in die von der EU geförderte Gesundheitsforschung 
zu erzielen, für ein ausgewogenes Verhältnis von niedrigeren und höheren Stufen der 
technologischen Reife zu sorgen, ein konkurrenzfähiges Forschungsumfeld zu schaffen und 
zukünftige Innovationen zu fördern.

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 21 e (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(21e) Unter angemessener 
Berücksichtigung der beabsichtigten 
Synergien zwischen „Horizont 2020“ und 
den Strukturfonds sowie einschlägiger 
nationaler und regionaler Forschungs- 
und 
Entwicklungsfinanzierungsprogramme 
sollten Regionen in ganz Europa darin 
bestärkt werden, sich proaktiv an den 
Tätigkeiten des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 zu beteiligen, z. B. 
durch die finanzielle Unterstützung der 
einschlägigen Forschungsinfrastruktur, 
die Erstellung von Vorschlägen, die 
Nutzung der Forschungsergebnisse oder 
Netzwerkaktivitäten relevanter Akteure, 
um die regionale Wirkung der Tätigkeiten 
des Gemeinsamen Unternehmens IMI2 
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und ihr Potenzial zur Schaffung von 
Arbeitsplätzen und Wachstum auf 
regionaler Ebene zu fördern –

Begründung

Das Europäische Parlament hat erfolgreich auf die Einfügung eines neuen Artikels in die 
Verordnung über das Rahmenprogramm „Horizont 2020“ gedrängt, in dem ausdrücklich 
bessere Synergien zwischen „Horizont 2020“ und den Strukturfonds gefordert werden. 
Gemeinsame Technologieinitiativen sollten in diesem Zusammenhang keine Ausnahme bilden. 
Regionen sollten darin bestärkt werden, sich an den Tätigkeiten der Initiativen zu beteiligen, 
insbesondere angesichts ihres enormen Potenzials zur Stärkung regionaler Cluster.

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Zur Umsetzung der gemeinsamen 
Technologieinitiative für innovative 
Arzneimittel wird für den Zeitraum vom 
1. Januar 2014 bis zum 31. Dezember 2024 
ein gemeinsames Unternehmen im Sinne 
des Artikels 187 AEUV (nachstehend 
„Gemeinsames Unternehmen IMI2“) 
gegründet.

Zur Umsetzung der gemeinsamen 
Technologieinitiative für innovative 
Arzneimittel wird für den Zeitraum vom 
1. Januar 2014 bis zum 31. Dezember 2024 
ein gemeinsames Unternehmen im Sinne 
des Artikels 187 AEUV (nachstehend 
„Gemeinsames Unternehmen IMI2“) 
gegründet. Im Einklang mit der 
Geltungsdauer der Verordnung (EU) 
Nr. 1291/2013 (das Rahmenprogramm 
„Horizont 2020“) müssen jedoch alle 
Aufforderungen zur Einreichung von 
Vorschlägen bis zum 31. Dezember 2020 
veröffentlicht werden.

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Ziele Ziele

Das Gemeinsame Unternehmen IMI2 
verfolgt folgende Ziele:

Das Gemeinsame Unternehmen IMI2 
verfolgt folgende Ziele:
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(a) Beitrag zur Durchführung der 
Verordnung (EU) Nr. […]/2013 
[Rahmenprogramm „Horizont 2020“], 
insbesondere zu Teil ... des Beschlusses 
Nr. […]/2013/EU des Rates [spezifisches 
Programm zur Durchführung des 
Rahmenprogramms „Horizont 2020“], 
dabei insbesondere zur Verbesserung der 
Gesundheit und des Wohlbefindens der 
Bürgerinnen und Bürger,

(a) Beitrag zur Durchführung des 
Rahmenprogramms „Horizont 2020“, 
insbesondere zu Teil III des Beschlusses 
2013/743/EU, dabei insbesondere zur 
Verbesserung der Gesundheit und des 
Wohlbefindens der Bürgerinnen und 
Bürger,

(b) Beitrag zu den Zielen der 
gemeinsamen Technologieinitiative für 
innovative Arzneimittel, insbesondere 
durch

(b) Unterstützung der Umsetzung der 
ordnungspolitischen Ziele im Bereich 
Gesundheit durch die gemeinsame 
Technologieinitiative für innovative 
Arzneimittel gemäß den im 
Rahmenprogramm „Horizont 2020“ 
festgelegten Forschungs- und 
Innovationszielen, um insbesondere 
Folgendes zu erreichen:

i) die Steigerung der Erfolgsquote bei 
klinischen Versuchen für die von der 
Weltgesundheitsorganisation genannten 
vorrangigen Arzneimittel;

i) Steigerung der Erfolgsquote bei 
klinischen Versuchen, indem von der 
Weltgesundheitsorganisation benannte 
vorrangige Arzneimittel und Therapien 
unterstützt werden, um auf 
therapeutischen Bedarf und Bedarf in 
Bezug auf die öffentliche Gesundheit zu 
reagieren, wenn Investitionsanreize für 
den Privatsektor allein nicht ausreichend 
genutzt werden;

ii) die Verringerung des Zeitraums bis zum 
klinischen Konzeptnachweis in der 
Arzneimittelentwicklung, z. B. bei 
immunologischen, respiratorischen, 
neurologischen und neurodegenerativen 
Erkrankungen;

ii) Verringerung des Zeitraums bis zum 
klinischen Konzeptnachweis in der 
Arzneimittelentwicklung, z. B. bei 
immunologischen, respiratorischen, 
neurologischen und neurodegenerativen 
Erkrankungen;

iii) Entwicklung neuer Therapien für 
Krankheiten, bei denen ein hoher 
unerfüllter Bedarf besteht (z. B. 
Alzheimer-Krankheit), und für 
Krankheiten mit geringen Anreizen durch 
den Markt (z. B. Resistenz gegen 
antimikrobielle Wirkstoffe);

iii) Entwicklung neuer Impfstoffe, 
Diagnostika, Arzneimittel und Therapien 
für Krankheiten, bei denen ein hoher 
unerfüllter Bedarf besteht (z. B. 
Alzheimer-Krankheit, Resistenz gegen 
antimikrobielle Wirkstoffe im 
Allgemeinen), und für Krankheiten mit 
geringen Anreizen durch den Markt (z. B. 
armutsbedingte und vernachlässigte 
Krankheiten);

iv) die Entwicklung von Biomarkern für iv) Unterstützung der Entwicklung von 
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Diagnose und Behandlung von 
Krankheiten, die eindeutig klinisch 
relevant sind und von den 
Regulierungsstellen gebilligt wurden;

Biomarkern für Diagnose und Behandlung 
von Krankheiten, die eindeutig klinisch 
relevant sind und von den 
Regulierungsstellen gebilligt wurden;

v) die Verringerung der Durchfallquote 
von Impfstoffkandidaten bei klinischen 
Versuchen der Phase III durch neue 
Biomarker für Wirksamkeits- und 
Sicherheitsprüfungen zu Beginn der 
Versuche;

v) Verringerung der Durchfallquote von 
Impfstoffkandidaten bei klinischen 
Versuchen der Phase III durch neue 
Biomarker für Wirksamkeits- und 
Sicherheitsprüfungen zu Beginn der 
Versuche;

vi) die Verbesserung der 
Arzneimittelentwicklung durch die 
Unterstützung der Entwicklung von 
Instrumenten, Normen und Konzepten für 
die Beurteilung von Wirksamkeit, 
Sicherheit und Qualität von 
Gesundheitsprodukten, die 
Rechtsvorschriften unterliegen.

vi) Verbesserung der 
Arzneimittelentwicklung durch die 
Unterstützung der Entwicklung von 
Instrumenten, Normen und Konzepten für 
die Beurteilung von Wirksamkeit, 
Effizienz, Sicherheit, therapeutischem 
Nutzen und Qualität von 
Gesundheitsprodukten, die 
Rechtsvorschriften unterliegen.

via) Verbesserung der Möglichkeiten von 
kleineren Akteuren, wie z. B. 
Forschungseinrichtungen, Hochschulen 
und KMU, sich an offenen 
Innovationsmodellen zu beteiligen;
(ba) Förderung der Einbeziehung von 
KMU in seine Tätigkeiten im Einklang 
mit den Zielen des Rahmenprogramms 
„Horizont 2020“;
(bb) Erleichterung des Übergangs zu 
einem offenen Innovationssystem, 
Verstärkung kooperativer und 
kumulativer Prozesse, um den 
wissenschaftlichen Kenntnisstand 
auszubauen;
(bc) Verfolgung des Ziels, verfügbare und 
zugängliche Therapien im Einklang mit 
den im Rahmen von „Horizont 2020“ 
festgelegten Zielen und Prioritäten der 
Union für die Forschung und 
Entwicklung im Bereich Gesundheit 
bereitzustellen;
Jede förderfähige Einrichtung kann sich 
als Teilnehmer oder Koordinator an 
Projekten beteiligen, die im Rahmen des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 im 
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Anschluss an öffentliche Aufforderungen 
zur Einreichung von Vorschlägen 
durchgeführt werden;

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 2a
Gegenstandsbereich

1. Zur Erfüllung der in Artikel 2 
festgelegten Ziele können mit dem 
Gemeinsamen Unternehmen IMI2 
Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten 
mit einem technologischen Reifegrad der 
Stufen 2 bis 6 gefördert werden.
2. Sieht das Forschungsprogramm IMI2 
Innovationstätigkeiten mit einem 
technologischen Reifegrad der Stufe 7 
oder 8 vor, werden die Fördersätze für 
indirekte Maßnahmen gemäß Artikel 28 
der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 
gesenkt.

Begründung

Mit diesem Artikel soll der Gegenstandsbereich des Gemeinsamen Unternehmens IMI2 
klargestellt werden, insbesondere in Bezug auf die relevanten Stufen der technologischen 
Reife, die von seinem Forschungsprogramm abgedeckt werden. Die Regeln für die 
Beteiligung verlangen außerdem nach einer stärkeren Berücksichtigung der Skala der 
technologischen Reife bei der Festlegung von Fördersätzen, was in diesem Artikel in Bezug 
auf die Fördersätze für indirekte Maßnahmen aufgegriffen wird.

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Einleitung
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Der Höchstbeitrag der Union, 
einschließlich der EFTA-Mittel, zur 
Deckung der Verwaltungskosten und der 
operativen Kosten des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 beträgt 1725 Mio. 
EUR und setzt sich wie folgt zusammen:

Der Höchstbeitrag der Union, 
einschließlich der Beiträge der 
Mitgliedstaaten der Europäischen 
Freihandelsassoziation (EFTA), zur 
Deckung der Verwaltungskosten und der 
operativen Kosten des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 beträgt 
1 638 750 000 EUR und setzt sich wie 
folgt zusammen:

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(a) Betrag bis zu 1500 Mio. EUR, in Höhe 
des Beitrags des EFPIA oder der ihn 
konstituierenden Rechtspersonen oder der 
mit diesen verbundenen Rechtspersonen,

(a) Betrag bis zu 1 425 000 000 EUR, 
ergänzend zum Beitrag des EFPIA oder 
der ihn konstituierenden Rechtspersonen 
oder der mit diesen verbundenen 
Rechtspersonen,

Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(b) Betrag bis zu 225 Mio. EUR, in Höhe 
der zusätzlichen Beiträge anderer 
Mitglieder, assoziierter Partner oder der sie 
konstituierenden oder mit ihnen 
verbundenen Rechtspersonen.

(b) Betrag bis zu 213 750 000 EUR, 
ergänzend zu den zusätzlichen Beiträgen 
anderer Mitglieder, assoziierter Partner 
oder der sie konstituierenden oder mit 
ihnen verbundenen Rechtspersonen.

Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1 – Unterabsatz 2
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Der Beitrag der Union wird aus den 
Mitteln des Gesamthaushaltsplans der 
Union, die für das spezifische Programm 
zur Durchführung des Rahmenprogramms 
„Horizont 2020“ vorgesehen sind, im 
Einklang mit Artikel 58 Absatz 1 
Buchstabe c Ziffer iv und der Artikel 60 
und 61 der Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 966/2012 für Einrichtungen gemäß 
Artikel 209 dieser Verordnung geleistet.

Der Beitrag der Union wird aus den 
Mitteln des Gesamthaushaltsplans der 
Union, die für das spezifische Programm 
zur Durchführung des Rahmenprogramms 
„Horizont 2020“ vorgesehen sind, im 
Einklang mit Artikel 58 Absatz 1 
Buchstabe c Ziffer iv, Artikel 60 Absätze 1 
bis 4 und Artikel 61 der Verordnung (EU, 
Euratom) Nr. 966/2012 für Einrichtungen 
gemäß Artikel 209 dieser Verordnung 
geleistet.

Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 3 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

In der Übertragungsvereinbarung nach 
Absatz 2 sind die in Artikel 58 Absatz 3 
und in den Artikeln 60 und 61 der 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
sowie in Artikel 40 der delegierten 
Verordnung der Kommission (EU) 
Nr. 1268/2012 genannten Aspekte sowie 
Folgendes zu regeln:

In der Übertragungsvereinbarung nach 
Absatz 2 sind die in Artikel 58 Absatz 3, 
Artikel 60 Absätze 1 bis 4 und Artikel 61 
der Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 966/2012 sowie in Artikel 40 der 
Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 
genannten Aspekte sowie Folgendes zu 
regeln:

Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 3 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(c) die spezifischen Leistungsindikatoren 
für die Funktionsweise des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2;

(c) die im Anhang genannten spezifischen 
Leistungsindikatoren für die 
Funktionsweise des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2;
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Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 3 – Buchstabe d

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(d) die Vorkehrungen für die Bereitstellung 
der Daten, die die Kommission für die 
Erfüllung ihrer Verbreitungs- und 
Berichtspflichten benötigt;

(d) die Vorkehrungen für die Bereitstellung 
der Daten, die die Kommission für die 
Erfüllung ihrer Verbreitungs- und 
Berichtspflichten benötigt, einschließlich 
vollständiger Informationen zu allen 
Vorschlägen und 
Finanzhilfevereinbarungen sowie zu 
deren Partnern, die zeitnah in die 
allgemeine Datenbank für 
„Horizont 2020“ [ECORDA] einzugeben 
sind;

Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Das Gemeinsame Unternehmen IMI2 
beschließt eine eigene Finanzregelung 
gemäß Artikel 209 der Verordnung (EU, 
Euratom) Nr. 966/2012 und der 
Verordnung (EU) Nr. … [delegierte 
Verordnung über die 
Musterfinanzregelung für PPP]. 

Unbeschadet von Artikel 12 beschließt das 
Gemeinsame Unternehmen IMI2 eine 
eigene Finanzregelung gemäß Artikel 209 
der Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 966/2012 und der Verordnung (EU) 
Nr. …. 

Änderungsantrag 29

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Bewertung Berichte und Bewertung

1. Bis spätestens zum 31. Dezember 2017 
nimmt die Kommission eine 
Zwischenbewertung des Gemeinsamen 

1. Bis spätestens zum 30. Juni 2017 
organisiert die Kommission eine 
unabhängige Zwischenbewertung des 



RR\1019337DE.doc 25/65 PE523.015v02-00

DE

Unternehmens IMI2 vor. Die Kommission 
übermittelt die Schlussfolgerungen dieser 
Bewertung zusammen mit ihren 
Anmerkungen dem Europäischen 
Parlament und dem Rat bis zum 30. Juni 
2018.

Gemeinsamen Unternehmens IMI2, bei der 
im Einklang mit Artikel 12 Absatz 2 des 
Rahmenprogramms „Horizont 2020“und 
dem Rat des Wissenschaftlichen Beirats 
den allgemeinen Empfehlungen des 
Wissenschaftlichen Gremiums für 
Gesundheitsfragen Rechnung getragen 
wird. Im Rahmen dieser Bewertung 
werden unter anderem die 
Zwischenergebnisse des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 mit den spezifischen 
Indikatoren abgeglichen, die in 
Klausel 18 Buchstabe a der im Anhang zu 
dieser Verordnung beigefügten Satzung 
aufgeführt sind. Die Kommission 
übermittelt die Schlussfolgerungen dieser 
Bewertung zusammen mit ihren 
Anmerkungen dem Europäischen 
Parlament und dem Rat bis zum 31. 
Dezember 2017. Die Ergebnisse der 
unabhängigen Zwischenbewertung des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 
werden bei der Zwischenbewertung des 
Rahmenprogramms „Horizont 2020“ 
berücksichtigt.
Im Einklang mit Artikel 32 des 
Rahmenprogramms „Horizont 2020“ und 
als Teil der Zwischenbewertung von 
„Horizont 2020“ werden gemeinsame 
Technologieinitiativen als 
Finanzierungsinstrument des 
Rahmenprogramms „Horizont 2020“ 
einer eingehenden Prüfung unterzogen, 
die unter anderem eine Analyse der 
Zugänglichkeit, Transparenz und 
Effizienz von öffentlich-privaten 
Partnerschaften auf der Grundlage von 
Artikel 187 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 
umfasst. 
Um auf unvorhergesehene Situationen, 
neue Entwicklungen oder neuen Bedarf 
reagieren zu können, kann die 
Kommission nach der 
Zwischenbewertung des 
Rahmenprogramms „Horizont 2020“ den 
Haushalt des Gemeinsamen 
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Unternehmens IMI2 im Rahmen des 
jährlichen Haushaltsverfahren 
überprüfen. 
Der Exekutivdirektor legt dem 
Europäischen Parlament und dem Rat 
jährlich einen Bericht über die von dem 
Gemeinsamen Unternehmen IMI2 
erzielten Fortschritte vor. Der Bericht 
enthält Einzelheiten der Umsetzung, unter 
anderem die Zahl der eingereichten 
Vorschläge, die Zahl der für eine 
Finanzierung ausgewählten Vorschläge, 
die Art der Teilnehmer einschließlich 
KMU, und länderbezogene Statistiken.

Änderungsantrag 30

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Entlastung für den Haushaltsvollzug 
hinsichtlich des Beitrags der Union zum 
Gemeinsamen Unternehmen IMI2 ist Teil 
der Entlastung der Kommission, die das 
Europäische Parlament auf Empfehlung 
des Rates im Einklang mit dem Verfahren 
gemäß Artikel 319 AEUV gewährt.

1. Die Entlastung für den Haushaltsvollzug 
hinsichtlich des Beitrags der Union zum 
Gemeinsamen Unternehmen IMI2 wird 
vom Europäischen Parlament auf 
Empfehlung des Rates im Einklang mit der 
Finanzregelung des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 gewährt.

2. Das Gemeinsame Unternehmen IMI2 
arbeitet umfassend mit den am 
Entlastungsverfahren beteiligten Organen 
zusammen und stellt gegebenenfalls alle 
zusätzlich benötigten Informationen 
bereit. Es kann in diesem Zusammenhang 
aufgefordert werden, an Sitzungen mit 
den jeweiligen Organen oder 
Einrichtungen teilzunehmen und den 
bevollmächtigten Anweisungsbefugten 
der Kommission zu unterstützen.

Änderungsantrag 31

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 2
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Im Interesse der Kohärenz kann die 
Kommission beschließen, die in Absatz 1 
genannten Prüfungen bei den Teilnehmern 
durchzuführen, die eine finanzielle 
Unterstützung vom Gemeinsamen 
Unternehmen IMI2 erhalten haben.

2. Im Interesse der Kohärenz kann die 
Kommission beschließen, die in Absatz 1 
genannten Prüfungen bei den Teilnehmern 
durchzuführen, die eine finanzielle 
Unterstützung vom Gemeinsamen 
Unternehmen IMI2 erhalten oder zu den 
von diesem finanzierten Tätigkeiten 
beigetragen haben.

Begründung

Sämtliche an Forschungs- und Innovationstätigkeiten des Gemeinsamen Unternehmens IMI2 
beteiligten Partner sollten Prüfungen unterzogen werden.

Änderungsantrag 32

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Unbeschadet der Klausel 17 Absatz 4 
der Satzung im Anhang gewährt das 
Gemeinsame Unternehmen IMI2 
Bediensteten der Kommission und anderen 
von ihr ermächtigten Personen sowie dem 
Rechnungshof Zugang zu seinen 
Standorten und Räumlichkeiten sowie zu 
allen Informationen, auch in elektronischer 
Form, die für die Rechnungsprüfungen 
erforderlich sind.

1. Das Gemeinsame Unternehmen IMI2 
gewährt Bediensteten der Kommission und 
anderen von ihr ermächtigten Personen 
sowie dem Rechnungshof Zugang zu 
seinen Standorten und Räumlichkeiten 
sowie zu allen Informationen, auch in 
elektronischer Form, die für die 
Rechnungsprüfungen erforderlich sind.

Änderungsantrag 33

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 3 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(b) der Kommission und dem 
Rechnungshof ausdrücklich die Befugnis 
erteilt wird, entsprechend ihren 

(b) der Kommission und dem 
Rechnungshof ausdrücklich die Befugnis 
erteilt wird, entsprechend ihren 
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Zuständigkeiten derartige Prüfungen bei 
den Teilnehmern durchzuführen, die eine 
finanzielle Unterstützung vom 
Gemeinsamen Unternehmen IMI2 erhalten 
haben.

Zuständigkeiten derartige Prüfungen bei 
den Teilnehmern der vom Gemeinsamen 
Unternehmen IMI2 finanzierten 
Forschungs- und Innovationstätigkeiten 
durchzuführen.

Änderungsantrag 34

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5a. Die Bediensteten des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2, der 
Exekutivdirektor und die Mitglieder des 
Verwaltungsrats unterrichten das OLAF 
umgehend, und ohne dass sie dafür 
haftbar gemacht werden können, über 
Betrugsfälle, von denen sie während der 
Ausübung ihrer Amtstätigkeit oder ihres 
Mandats Kenntnis erlangen. 

Begründung

Die Betrugsbekämpfung muss ein vorrangiges Ziel der Union sein. Diese Meldeverpflichtung, 
die in mindestens einem Mitgliedstaat bereits gilt, ist für dieses Ziel sehr hilfreich.

Änderungsantrag 35

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Der Verwaltungsrat des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 legt die praktischen 
Einzelheiten für die Anwendung der 
Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 fest.

entfällt

Begründung

In der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 sind die Bestimmungen, gemäß denen EU-Organe 
Zugang zu Dokumenten gewähren können, bereits festgelegt.
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Änderungsantrag 36

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Die Mitglieder des Verwaltungsrats 
und des Wissenschaftlichen Beirats sowie 
der Exekutivdirektor veröffentlichen eine 
vollständige Erklärung über berufliche 
Tätigkeiten und finanzielle Interessen 
und aktualisieren diese regelmäßig. Die 
Erklärungen enthalten folgende 
Informationen:
(a) berufliche Tätigkeit und 
Mitgliedschaft in den Vorständen und 
Beiräten von Privatunternehmen, 
nichtstaatlichen Organisationen und 
Verbänden;
(b) Beteiligungen an Unternehmen oder 
Partnerschaften, die mit potenziellen 
Auswirkungen auf die öffentliche 
Ordnung verbunden sind oder der Person 
erheblichen Einfluss einräumen;

Änderungsantrag 37

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Regeln für die Beteiligung und die 
Verbreitung der Ergebnisse

Regeln für die Beteiligung und die 
Verbreitung der Ergebnisse

Die Verordnung (EU) Nr. ... [Beteiligungs- 
und Verbreitungsregeln für „Horizont 
2020“] gilt für die vom Gemeinsamen 
Unternehmen IMI2 finanzierten 
Maßnahmen. Laut dieser Verordnung ist 
das Gemeinsame Unternehmen IMI2 eine 
Fördereinrichtung und stellt entsprechend 

Die Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 sowie 
Beschlüsse der Kommission, die sich auf 
ihre Umsetzung beziehen, gelten für die 
vom Gemeinsamen Unternehmen IMI2 
finanzierten indirekten Maßnahmen. Laut 
dieser Verordnung ist das Gemeinsame 
Unternehmen IMI2 eine Fördereinrichtung 
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Klausel 1 der Satzung im Anhang 
finanzielle Unterstützung für indirekte 
Maßnahmen bereit.

und stellt entsprechend Klausel 1 der 
Satzung im Anhang finanzielle 
Unterstützung für indirekte Maßnahmen 
bereit.

Ausnahmen nach Artikel 1 Absatz 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 sind 
konsequent anzuwenden, um allen Arten 
von Teilnehmern Rechts- und 
Verfahrenssicherheit zu gewährleisten, 
eine möglichst breite Beteiligung zu 
ermöglichen und allen Teilnehmern eine 
gleichberechtigte und faire Behandlung 
zukommen zu lassen, was das Eigentum 
an im Rahmen von IMI2-Projekten 
gewonnenen Ergebnissen und den 
Zugang zu diesen angeht. Ausnahmen 
dürfen sich nicht nachteilig auf die 
Beteiligung von Hochschulen, 
Forschungseinrichtungen ohne 
Erwerbszweck oder KMU auswirken.

Änderungsantrag 38

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Grundsätzlich gelten für das Gemeinsame 
Unternehmen IMI2 die für 
„Horizont 2020“ festgelegten 
Verbreitungs- und Nutzungsregeln. 
Darüber hinaus werden verbindliche 
Leitlinien zur Sicherstellung folgender 
Aspekte entwickelt:
− freier Zugang zu 
Forschungsergebnissen nach Abschluss 
der Projekte, darunter Zugang zu Daten 
über klinische Versuche einschließlich 
negativer und positiver Ergebnisse;
− Gestaltung des Umgangs mit geistigem 
Eigentum und der 
Genehmigungspraktiken, mit denen für 
einen möglichst breiten und 
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erschwinglichen Zugang zu 
Endprodukten gesorgt werden soll.
Es wird darauf geachtet, dass sich 
kleinere Akteure wie 
Forschungseinrichtungen, Hochschulen 
und KMU erfolgreich an offenen 
Innovationsmodellen beteiligen können.

Begründung

Bei den im Rahmen von IMI1 verfolgten Ansätzen zur Einführung offenerer 
Innovationsmodelle innerhalb einzelner Projekte zeigt sich, dass insbesondere für kleinere 
Akteure wie KMU, Hochschulen und Forschungseinrichtungen Schwierigkeiten entstehen. 
Zwar sollte das Ziel einer Etablierung offener Innovationsmodelle nicht aufgegeben werden, 
aber den Bedürfnissen der schwächeren Akteure und dem öffentlichen Bedarf an breiterem 
und erschwinglichem Zugang zu Endprodukten sollte mehr Aufmerksamkeit geschenkt 
werden. Beide Aspekte bleiben in dem Vorschlag zu IMI unberücksichtigt.

Änderungsantrag 39

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 – Absatz 1 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

In Übereinstimmung mit den 
Grundsätzen der Transparenz und der 
Nichtdiskriminierung gemäß Artikel 60 
Absatz 1 und Artikel 128 Absatz 1 der 
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 
sowie Artikel 16 dieser Verordnung 
werden die vom Gemeinsamen 
Unternehmen IMI2 organisierten 
Aufforderungen zur Einreichung von 
Vorschlägen auf dem webbasierten 
Teilnehmerportal von „Horizont 2020“ 
veröffentlicht.

Begründung

Im Rahmen der Trilogverhandlungen zu „Horizont 2020“ einigten sich die Institutionen 
darauf, eine stärkere Kohärenz aller durch „Horizont 2020“ finanzierten Möglichkeiten zur 
Aufforderung zur Mitwirkung zu fördern. Zu diesem Zweck sagte die Kommission ihre 
Unterstützung bei der Veröffentlichung von Aufrufen zur Mitwirkung zu, die von 
gemeinsamen Technologieinitiativen auf dem Teilnehmerportal von „Horizont 2020“ 
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organisiert werden. Alle gemeinsamen Technologieinitiativen erklärten sich mit der 
Befolgung dieses Ansatzes einverstanden. Mit dieser Änderung soll eine Selbstverpflichtung in 
eine rechtliche Anforderung umgewandelt werden, sodass den Antragstellern einfache und 
zugängliche Informationen garantiert werden.

Änderungsantrag 40

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 19 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Im Rahmen der Verordnung (EG) 
Nr. 73/2008 nicht in Anspruch 
genommene Mittel werden auf das 
Gemeinsame Unternehmen FCH 2 
übertragen.

5. Nur die Mittel, die zur Deckung der 
Verwaltungskosten im Zusammenhang 
mit Aufforderungen zur Einreichung von 
Vorschlägen nach der Verordnung (EG) 
Nr. 73/2008 unbedingt erforderlich sind, 
werden aus den im Rahmen dieser 
Verordnung nicht in Anspruch 
genommenen Mitteln auf das Gemeinsame 
Unternehmen IMI2 übertragen.

Begründung

Alle im Rahmen von IMI1 nicht in Anspruch genommenen Mittel mit Ausnahme der 
Verwaltungsausgaben, die unbedingt erforderlich sind, um IMI1 zum Abschluss zu bringen, 
sollten zur Finanzierung von RP7-Projekten, d. h. zur Unterstützung von Projekten, die auf 
der Reserveliste stehen, verwendet werden.

Änderungsantrag 41

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Klausel 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Das Gemeinsame Unternehmen IMI2 hat 
folgende Aufgaben:

Das Gemeinsame Unternehmen IMI2 hat 
folgende Aufgaben:

(a) Mobilisierung der erforderlichen Mittel 
des öffentlichen und des privaten Sektors 
zur Erreichung der Ziele des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2;

(a) Mobilisierung privater Investitionen 
und der erforderlichen Mittel des 
öffentlichen und des privaten Sektors zur 
Erreichung der Ziele des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2;

(b) regelmäßige Überprüfung und 
gegebenenfalls erforderliche Anpassung 

(b) regelmäßige Überprüfung und 
gegebenenfalls erforderliche Anpassung 
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der strategischen Forschungsagenda des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 im 
Lichte der sich während seiner Laufzeit 
ergebenden wissenschaftlichen 
Entwicklungen;

der strategischen Forschungsagenda des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 im 
Lichte der sich während seiner Laufzeit 
ergebenden wissenschaftlichen 
Entwicklungen unter Berücksichtigung 
der Überprüfungen der Ergebnisse des 
Wissenschaftlichen Gremiums für 
Gesundheitsfragen von „Horizont 2020“ 
gemäß Artikel 12 des Rahmenprogramms 
„Horizont 2020“.

(c) Auf- und Ausbau einer engen und 
langfristigen Zusammenarbeit zwischen 
der Union, anderen Mitgliedern, 
assoziierten Partnern und sonstigen 
Interessenträgern wie anderen 
Industriezweigen, Regulierungsstellen, 
Patientenorganisationen, Hochschulen und 
klinischen Zentren, sowie zwischen der 
Industrie und den Hochschulen;

(c) Auf- und Ausbau einer engen und 
langfristigen Zusammenarbeit zwischen 
der Union, anderen Mitgliedern, 
assoziierten Partnern und sonstigen 
Interessenträgern wie anderen 
Industriezweigen, Regulierungsstellen, 
Patientenorganisationen, Hochschulen, 
Forschungseinrichtungen und klinischen 
Zentren, sowie zwischen der Industrie und 
den Hochschulen, wobei gleichzeitig für 
eine möglichst breite Beteiligung zu 
sorgen ist;

(d) Erleichterung der Koordinierung mit 
europäischen, nationalen und 
internationalen Aktivitäten auf diesem 
Gebiet sowie Kommunikation und 
Austausch mit den Mitgliedstaaten und den 
mit dem Rahmenprogramm „Horizont 
2020“ assoziierten Ländern;

(d) Erleichterung der Koordinierung mit 
europäischen, nationalen und 
internationalen Aktivitäten auf diesem 
Gebiet sowie Kommunikation und 
Austausch mit den Mitgliedstaaten und den 
mit dem Rahmenprogramm „Horizont 
2020“ assoziierten Ländern;

(e) wirksame Förderung von Forschung 
und Innovation in den Biowissenschaften, 
hauptsächlich in Form von Finanzhilfen;

(e) wirksame Förderung von 
vorwettbewerblicher Forschung und 
Innovation in den gesundheitsbezogenen 
Biowissenschaften gemäß der Prüfung des 
Wissenschaftlichen Beirat des IMI, 
einschließlich vorwettbewerblicher 
Forschung in Verbindung mit der 
vorklinischen Phase der 
Arzneimittelentwicklung und innovativen 
klinischen Versuchen zur Deckung von 
Bedarf in Zusammenhang mit der 
öffentlichen Gesundheit, bei denen 
Investitionsanreize für den Privatsektor 
allein nicht ausreichend genutzt werden.

(f) Festlegung und Ausführung des 
jährlichen Arbeitsplans des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2, vor allem durch 

(f) Festlegung und Ausführung des 
jährlichen Arbeitsplans des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2, vor allem durch 
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Aufforderungen zur Einreichung von 
Vorschlägen;

öffentliche und wettbewerbsorientierte 
Aufforderungen zur Einreichung von 
Vorschlägen;

(g) Einleitung von Aufforderungen zur 
Einreichung von Vorschlägen und aller 
sonstigen für die Förderung erforderlichen 
Verfahren, Bewertung der Vorschläge 
sowie Gewährung von Finanzmitteln für 
Projekte entsprechend den geltenden 
Bestimmungen und im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Mittel;

(g) Einleitung von öffentlichen und 
wettbewerbsorientierten Aufforderungen 
zur Einreichung von Vorschlägen und aller 
sonstigen für die Förderung erforderlichen 
Verfahren, Bewertung der Vorschläge 
sowie Gewährung von Finanzmitteln für 
Projekte entsprechend den geltenden 
Bestimmungen und im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Mittel;

(ga) Veröffentlichung von Angaben zu 
den Projekten, einschließlich der Namen 
der Teilnehmer und der Höhe des 
Finanzbeitrags des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 pro Teilnehmer;

(h) Informations-, Kommunikations-, 
Nutzungs- und Verbreitungstätigkeiten bei 
sinngemäßer Anwendung des Artikels 22 
der Verordnung (EU) Nr. […]/2013 
[Rahmenprogramm „Horizont 2020“];

(h) Informations-, Kommunikations-, 
Nutzungs- und Verbreitungstätigkeiten 
unter Anwendung des Artikels 22 des 
Rahmenprogramms „Horizont 2020“;

(i) mindestens einmal jährlich Organisation 
einer Sitzung mit Interessengruppen, um so 
die Offenheit und Transparenz der 
Forschungstätigkeiten des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 gegenüber den 
Interessenträgern zu gewährleisten;

(i) Aufbau einer regelmäßigen 
Kommunikation und mindestens einmal 
jährlich Organisation einer Sitzung mit 
Interessengruppen, um so die Offenheit, 
Transparenz und Rechenschaftspflicht der 
Forschungstätigkeiten des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 gegenüber den 
Interessenträgern über das Forum der 
Interessenvertreter zu gewährleisten;

(j) alle sonstigen Aufgaben, die zur 
Erreichung der in Artikel 2 dieser 
Verordnung genannten Ziele erforderlich 
sind.

(j) alle sonstigen Aufgaben, die zur 
Erreichung der in Artikel 2 dieser 
Verordnung genannten Ziele erforderlich 
sind.

Änderungsantrag 42

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I– Klausel 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitglieder des Gemeinsamen 1. Die Mitglieder des Gemeinsamen 
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Unternehmens IMI2 sind Unternehmens IMI2 sind

(a) die Union, vertreten durch die 
Kommission,

(a) die Union, vertreten durch die 
Kommission,

(b) nach Billigung dieser Satzung mittels 
Einverständniserklärung der Europäische 
Dachverband der Arzneimittelunternehmen 
und -verbände (nachstehend „EFPIA“).

(b) nach Billigung dieser Satzung mittels 
Einverständniserklärung der Europäische 
Dachverband der Arzneimittelunternehmen 
und -verbände (nachstehend „EFPIA“), 
eine nach schweizerischem Recht 
eingetragene Vereinigung ohne 
Gewinnerzielungsabsicht 
(Handelsregisternummer 4749) mit 
ständigem Büro in Brüssel (Belgien).

2. Jede Rechtsperson kann die 
Mitgliedschaft im Gemeinsamen 
Unternehmen IMI2 beantragen, sofern sie 
einen Beitrag nach Klausel 13 leistet, der 
es dem Gemeinsamen Unternehmen IMI2 
ermöglicht, die in Artikel 2 dieser 
Verordnung genannten Ziele zu erreichen, 
diese Satzung akzeptiert und die Forschung 
und Innovation in einem Mitgliedstaat oder 
einem mit dem Rahmenprogramm 
„Horizont 2020“ assoziierten Land 
unmittelbar oder i unterstützt.

2. Jede Rechtsperson kann die 
Mitgliedschaft im Gemeinsamen 
Unternehmen IMI2 beantragen, sofern sie 
einen Beitrag nach Klausel 13 leistet, der 
es dem Gemeinsamen Unternehmen IMI2 
ermöglicht, die in Artikel 2 dieser 
Verordnung genannten Ziele zu erreichen, 
diese Satzung akzeptiert und die Forschung 
und Innovation in einem Mitgliedstaat oder 
einem mit dem Rahmenprogramm 
„Horizont 2020“ assoziierten Land 
unmittelbar oder mittelbar unterstützt.

3. Jede andere Rechtsperson als die 
Mitglieder oder die diese konstituierenden 
Rechtspersonen oder mit ihnen 
verbundenen Rechtspersonen, die die Ziele 
des Gemeinsamen Unternehmens IMI2 auf 
ihrem speziellen Forschungsgebiet 
unterstützt und in einem Mitgliedstaat oder 
einem mit dem Rahmenprogramm 
„Horizont 2020“ assoziierten Land 
niedergelassen ist, kann nach Billigung 
dieser Satzung mittels 
Einverständniserklärung die Aufnahme als 
assoziierter Partner im IMI2 beantragen. In 
dieser Einverständniserklärung ist der 
Umfang der Assoziierung im Hinblick auf 
Inhalt, Tätigkeiten und Dauer im Detail zu 
erfassen.

3. Jede andere Rechtsperson als die 
Mitglieder oder die diese konstituierenden 
Rechtspersonen oder mit ihnen 
verbundenen Rechtspersonen, die die Ziele 
des Gemeinsamen Unternehmens IMI2 auf 
ihrem speziellen Forschungsgebiet 
unterstützt und in einem Mitgliedstaat oder 
einem mit dem Rahmenprogramm 
„Horizont 2020“ assoziierten Land 
niedergelassen ist, kann nach Billigung 
dieser Satzung mittels 
Einverständniserklärung die Aufnahme als 
assoziierter Partner im IMI2 beantragen. In 
dieser Einverständniserklärung ist der 
Umfang der Assoziierung im Hinblick auf 
Inhalt, Tätigkeiten und Dauer im Detail zu 
erfassen; die Entscheidung ist der 
Kommission unverzüglich mitzuteilen, 
welche im Fall einer Genehmigung des 
Antrags befugt ist, eine Mitgliedschaft 
abzulehnen, sofern es sich nicht um einen 
Mitgliedstaat der Union handelt. Die 
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Bestimmungen über die Aufnahme neuer 
Mitglieder sollten öffentlich zugänglich 
und transparent sein und keine 
ungerechtfertigten Hürden darstellen; 
jede Ablehnung muss in schriftlicher 
Form klar begründet und dem 
Kandidaten und der Gruppe der 
nationalen Vertreter zugänglich gemacht 
werden.

4. Assoziierte Partner leisten, ebenso wie 
andere Mitglieder als die Union, im 
Einklang mit Klausel 13 einen Beitrag zu 
den operativen Kosten des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2.

4. Assoziierte Partner leisten, ebenso wie 
andere Mitglieder als die Union, im 
Einklang mit Klausel 13 einen Beitrag zu 
den operativen Kosten des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2.

 Im Einklang mit den Artikeln 3 und 4 
dieser Verordnung wird der Beitrag der 
assoziierten Partner zum Gemeinsamen 
Unternehmen IMI2, in dessen Höhe die 
Union ebenfalls einen Beitrag leistet, in der 
Einverständniserklärung festgehalten.

Im Einklang mit den Artikeln 3 und 4 
dieser Verordnung wird der Beitrag der 
assoziierten Partner zum Gemeinsamen 
Unternehmen IMI2, in dessen Höhe die 
Union ebenfalls einen Beitrag leistet, in der 
Einverständniserklärung festgehalten.

Änderungsantrag 43

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Klausel 3 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Der Verwaltungsrat prüft den Antrag 
unter Berücksichtigung der Bedeutung und 
des möglichen Nutzens des Antragstellers 
für die Erreichung der Ziele des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2. 
Anschließend entscheidet er über den 
Antrag.

2. Der Verwaltungsrat prüft den Antrag 
unter Berücksichtigung der Bedeutung und 
des möglichen Nutzens des Antragstellers 
für die Erreichung der Ziele des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2. 
Anschließend entscheidet er über den 
Antrag und unterrichtet die Kommission 
unverzüglich über seine Entscheidung, 
welche im Fall einer Genehmigung des 
Antrags befugt ist, eine Mitgliedschaft 
abzulehnen, sofern es sich nicht um einen 
Mitgliedstaat der Union handelt. Die 
Bestimmungen über die Aufnahme neuer 
Mitglieder sollten öffentlich zugänglich 
und transparent sein und keine 
ungerechtfertigten Hürden darstellen. 
Jede Ablehnung muss in schriftlicher 
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Form klar begründet und dem 
Kandidaten und der Gruppe der 
nationalen Vertreter zugänglich gemacht 
werden.

Begründung

Die Europäische Union, vertreten durch die Kommission, sollte die Möglichkeit erhalten, eine 
Mitgliedschaft abzulehnen.

Änderungsantrag 44

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Klausel 3 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Jedes Mitglied und jeder assoziierte 
Partner kann seine Mitgliedschaft im 
Gemeinsamen Unternehmen IMI2 bzw. 
seine Assoziierung mit diesem kündigen. 
Die Kündigung wird sechs Monate nach 
ihrer Übermittlung an die übrigen 
Mitglieder und assoziierten Partner 
wirksam und unwiderruflich. Ab diesem 
Zeitpunkt ist das ehemalige Mitglied oder 
der ehemalige assoziierte Partner von allen 
Verpflichtungen entbunden, die das 
Gemeinsame Unternehmen IMI2 nicht 
bereits vor der Kündigung gebilligt hat 
oder eingegangen ist.

3. Jedes Mitglied und jeder assoziierte 
Partner kann seine Mitgliedschaft im 
Gemeinsamen Unternehmen IMI2 bzw. 
seine Assoziierung mit diesem kündigen. 
Die Kündigung wird sechs Monate nach 
ihrer Übermittlung an die übrigen 
Mitglieder und assoziierten Partner 
wirksam und unwiderruflich. Ab diesem 
Zeitpunkt ist das ehemalige Mitglied oder 
der ehemalige assoziierte Partner von allen 
Verpflichtungen entbunden, die das 
Gemeinsame Unternehmen IMI2 nicht 
bereits vor der Kündigung gebilligt hat 
oder eingegangen ist. Bei einer Kündigung 
der Mitgliedschaft wird ein Konto 
eingerichtet, um die finanziellen 
Verpflichtungen auszugleichen, die 
zwischen dem kündigenden Mitglied und 
dem Gemeinsamen Unternehmen IMI2 
bestehen.

Änderungsantrag 45

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Teil 3 – Absatz 4
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die Mitgliedschaft im Gemeinsamen 
Unternehmen IMI2 oder die Assoziierung 
mit diesem kann nicht ohne vorherige 
Zustimmung des Verwaltungsrats auf 
Dritte übertragen werden.

4. Die Mitgliedschaft im Gemeinsamen 
Unternehmen IMI2 oder die Assoziierung 
mit diesem kann nicht ohne vorherige 
Zustimmung des Verwaltungsrats auf 
Dritte übertragen werden. Die Kommission 
wird über diese Zustimmung unterrichtet; 
sie verfügt über ein Widerspruchsrecht.

Änderungsantrag 46

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Teil 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Arbeitsweise des Verwaltungsrats Arbeitsweise des Verwaltungsrats

1. Unbeschadet des Absatzes 2 verfügt 
jedes Mitglied über den prozentualen 
Anteil an den Stimmrechten, der dem 
prozentualen Anteil seines Beitrags zum 
Gemeinsamen Unternehmen IMI2 
entspricht.

1. Unbeschadet des Absatzes 2 verfügt 
jedes Mitglied über den prozentualen 
Anteil an den Stimmrechten, der dem 
prozentualen Anteil seines Beitrags zum 
Gemeinsamen Unternehmen IMI2 
entspricht.

 Die Kommission verfügt über 50 % der 
Stimmrechte. Die Stimme der Kommission 
ist nicht teilbar. Jedes Mitglied kann seine 
Stimmrechte zwischen seinen Vertretern 
im Verwaltungsrat aufteilen. Die 
Mitglieder bemühen sich nach besten 
Kräften um einen Konsens. Wird kein 
Konsens erzielt, beschließt der 
Verwaltungsrat mit einer Mehrheit von 
mindestens 75% aller Stimmen, 
einschließlich der Stimmen der nicht 
anwesenden Vertreter.

Die Kommission verfügt über 50 % der 
gesamten Stimmrechte. Die Stimme der 
Kommission ist nicht teilbar. Jedes 
Mitglied kann seine Stimmrechte zwischen 
seinen Vertretern im Verwaltungsrat 
aufteilen. Die Mitglieder bemühen sich 
nach besten Kräften um einen Konsens. 
Wird kein Konsens erzielt, beschließt der 
Verwaltungsrat mit einer Mehrheit von 
mindestens 75 % aller Stimmen, 
einschließlich der Stimmen der nicht 
anwesenden Vertreter.

 Der Vorsitzende des Verwaltungsrats wird 
jährlich bestimmt und ist abwechselnd ein 
Vertreter der Union und der anderen 
Mitglieder.

Der Vorsitzende des Verwaltungsrats wird 
jährlich bestimmt und ist abwechselnd ein 
Vertreter der Union und der anderen 
Mitglieder.

1a. Die Kommission gewährleistet die 
ständige Koordinierung der Tätigkeiten 
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im Rahmen von „Horizont 2020“ und der 
Tätigkeiten des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 durch die 
regelmäßige Feststellung möglicher 
Komplementarität und Synergien, 
einschließlich erwünschter 
Überschneidungen, und die Umsetzung 
eines förmlichen 
Koordinierungsprozesses zur Abstimmung 
der Forschungsprioritäten, die unter die 
im Rahmenprogramm betriebene 
Verbundforschung fallen, und der 
Tätigkeiten im Rahmen des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2.

2. Der Verwaltungsrat tritt mindesten 
zweimal jährlich zu einer ordentlichen 
Sitzung zusammen. Außerordentliche 
Sitzungen können auf Antrag eines 
Mitglieds oder auf Antrag des 
Vorsitzenden einberufen werden. Die 
Sitzungen des Verwaltungsrats werden von 
seinem Vorsitzenden einberufen und 
finden in der Regel am Sitz des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 statt.

2. Der Verwaltungsrat tritt mindesten 
zweimal jährlich zu einer ordentlichen 
Sitzung zusammen. Außerordentliche 
Sitzungen können auf Antrag eines 
Mitglieds oder auf Antrag des 
Vorsitzenden einberufen werden. Die 
Sitzungen des Verwaltungsrats werden von 
seinem Vorsitzenden einberufen und 
finden in der Regel am Sitz des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 statt. 
Der Entwurf der Tagesordnung, die 
endgültige Tagesordnung sowie die 
Sitzungsprotokolle werden unbeschadet 
der Verpflichtungen zur Vertraulichkeit 
auf der IMI-Website veröffentlicht.

 Der Exekutivdirektor nimmt an den 
Beratungen teil, verfügt jedoch nicht über 
ein Stimmrecht.

Der Exekutivdirektor nimmt an den 
Beratungen teil, verfügt jedoch nicht über 
ein Stimmrecht.

 Der Verwaltungsrat lädt alle assoziierten 
Partner zu seinen Beratungen über die 
Punkte der Tagesordnung ein, die ihre 
Assoziierung betreffen. Assoziierte Partner 
besitzen kein Stimmrecht.

Der Verwaltungsrat lädt alle assoziierten 
Partner zu seinen Beratungen über die 
Punkte der Tagesordnung ein, die ihre 
Assoziierung betreffen. Assoziierte Partner 
besitzen kein Stimmrecht.

 Der Vorsitzende der Gruppe der 
nationalen Vertreter nimmt an den 
Sitzungen des Verwaltungsrats als 
Beobachter teil.

Der Vorsitzende der Gruppe der nationalen 
Vertreter ist berechtigt, an den Sitzungen 
des Verwaltungsrats teilzunehmen und 
sich an den Beratungen zu beteiligen, hat 
aber kein Stimmrecht.
Der Vorsitzende des Wissenschaftlichen 
Beirats ist berechtigt, an den Sitzungen 
des Verwaltungsrats teilzunehmen und 
sich an den Beratungen zu beteiligen, hat 
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aber kein Stimmrecht.
Der Vorsitzende des Forums der 
Interessenträger ist berechtigt, an den 
Sitzungen des Verwaltungsrats 
teilzunehmen und sich an den 
Beratungen zu beteiligen, hat aber kein 
Stimmrecht.

 Der Verwaltungsrat kann im Einzelfall 
andere Personen, insbesondere Vertreter 
von Regionalbehörden der Union, als 
Beobachter zu den Sitzungen einladen.

Der Verwaltungsrat kann im Einzelfall 
andere Personen, insbesondere Vertreter 
von Regionalbehörden der Union, als 
Beobachter zu den Sitzungen einladen.

 Die Vertreter der Mitglieder haften nicht 
persönlich für Maßnahmen, die sie in ihrer 
Eigenschaft als Vertreter im 
Verwaltungsrat ergreifen.

Die Vertreter der Mitglieder haften nicht 
persönlich für Maßnahmen, die sie in ihrer 
Eigenschaft als Vertreter im 
Verwaltungsrat ergreifen.

Der Verwaltungsrat gibt sich eine 
Geschäftsordnung.

Der Verwaltungsrat gibt sich eine 
Geschäftsordnung und macht diese 
öffentlich verfügbar.

Änderungsantrag 47

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Klausel 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

 7 - Aufgaben des Verwaltungsrats  7 − Aufgaben des Verwaltungsrats

1. Der Verwaltungsrat trägt die 
Gesamtverantwortung für die strategische 
Ausrichtung und die Geschäfte des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 und 
überwacht die Durchführung seiner 
Tätigkeiten.

1. Der Verwaltungsrat trägt die 
Gesamtverantwortung für die strategische 
Ausrichtung und die Geschäfte des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 und 
überwacht die Durchführung seiner 
Tätigkeiten.

1a. Die Kommission gewährleistet die 
ständige Koordinierung der Tätigkeiten 
innerhalb des Rahmenprogramms 
„Horizont 2020“ und der Tätigkeiten des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 durch 
die regelmäßige Feststellung möglicher 
Komplementarität und Synergien, 
einschließlich erwünschter 
Überschneidungen, und die Umsetzung 
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eines förmlichen 
Koordinierungsprozesses zur Abstimmung 
der Forschungsprioritäten, die unter die 
innerhalb des Rahmenprogramms 
„Horizont 2020“ betriebene 
Verbundforschung fallen, und der 
Tätigkeiten im Rahmen des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2.

2. Der Verwaltungsrat hat insbesondere 
folgende Aufgaben:

2. Der Verwaltungsrat hat insbesondere 
folgende Aufgaben:

(a) Prüfung, Genehmigung und Ablehnung 
von Anträgen auf Mitgliedschaft oder 
Assoziierung nach Klausel 3;

(a) Prüfung, Genehmigung und Ablehnung 
von Anträgen auf Mitgliedschaft oder 
Assoziierung nach Klausel 3;

(b) Entscheidung über die Beendigung der 
Mitgliedschaft eines Mitglieds des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 oder 
der Assoziierung eines assoziierten 
Partners, das/der seinen Verpflichtungen 
nicht nachkommt;

(b) Entscheidung über die Beendigung der 
Mitgliedschaft eines Mitglieds des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 oder 
der Assoziierung eines assoziierten 
Partners, das/der seinen Verpflichtungen 
nicht nachkommt;

(c) Annahme der Finanzregelung des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 gemäß 
Artikel 5 dieser Verordnung;

(c) Annahme der Finanzregelung des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 gemäß 
Artikel 5 dieser Verordnung;

(d) Annahme des jährlichen Haushaltsplans 
des Gemeinsamen Unternehmens IMI2 
einschließlich des Stellenplans mit Angabe 
der Anzahl der Planstellen auf Zeit nach 
Funktions- und Besoldungsgruppen sowie 
der Anzahl der Vertragsbediensteten und 
abgeordneten nationalen Sachverständigen 
(in Vollzeitäquivalenten);

(d) Annahme des jährlichen Haushaltsplans 
des Gemeinsamen Unternehmens IMI2 
einschließlich des Stellenplans mit Angabe 
der Anzahl der Planstellen auf Zeit nach 
Funktions- und Besoldungsgruppen sowie 
der Anzahl der Vertragsbediensteten und 
abgeordneten nationalen Sachverständigen 
(in Vollzeitäquivalenten);

(e) Ausübung der Befugnisse der 
Anstellungsbehörde in 
Personalangelegenheiten nach Artikel 6 
Absatz 2;

(e) Ausübung der Befugnisse der 
Anstellungsbehörde in 
Personalangelegenheiten nach Artikel 6 
Absatz 2;

(f) Ernennung und Abberufung des 
Exekutivdirektors, Verlängerung seiner 
Amtszeit sowie Vorgabe von Leitlinien für 
den Exekutivdirektor und Beaufsichtigung 
seiner Tätigkeit;

(f) Ernennung und Abberufung des 
Exekutivdirektors, Verlängerung seiner 
Amtszeit sowie Vorgabe von Leitlinien für 
den Exekutivdirektor und Beaufsichtigung 
seiner Tätigkeit;

(g) Genehmigung der 
Organisationsstruktur des Programmbüros 
gemäß Klausel 9 Absatz 5 auf Empfehlung 
des Exekutivdirektors;

(g) Genehmigung der 
Organisationsstruktur des Programmbüros 
gemäß Klausel 9 Absatz 5 auf Empfehlung 
des Exekutivdirektors;

(h) Annahme des vom Exekutivdirektor in (h) Annahme des vom Exekutivdirektor in 
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enger Zusammenarbeit mit den in 
Klausel 7 Absatz 2 Buchstabe q genannten 
Beratergruppen vorgeschlagenen jährlichen 
Arbeitsplans mit den entsprechenden 
Ausgabenschätzungen, nach Anhörung des 
Wissenschaftlichen Beirats und der 
Gruppe der nationalen Vertreter;

enger Zusammenarbeit mit den in 
Klausel 7 Absatz 2 Buchstabe q genannten 
Beratergruppen vorgeschlagenen jährlichen 
Arbeitsplans mit den entsprechenden 
Ausgabenschätzungen, nach Anhörung des 
Wissenschaftlichen Beirats, der Gruppe der 
nationalen Vertreter und des 
Wissenschaftlichen Gremiums für 
Gesundheit des Programms „Horizont 
2020“; 

(i) Feststellung des Jahresabschlusses; (i) Feststellung des Jahresabschlusses;

(j) Genehmigung des jährlichen 
Tätigkeitsberichts, einschließlich der 
entsprechenden Ausgaben;

(j) Genehmigung des jährlichen 
Tätigkeitsberichts, einschließlich der 
entsprechenden Ausgaben;

(k) gegebenenfalls Vorkehrungen für die 
Schaffung einer internen Auditstelle des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2;

(k) gegebenenfalls Vorkehrungen für die 
Schaffung einer internen Auditstelle des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2;

(l) Genehmigung der Aufforderungen zur 
Einreichung von Vorschlägen sowie 
gegebenenfalls der entsprechenden 
Regeln für die Einreichungs-, 
Bewertungs-, Auswahl-, Gewährungs- 
und Überprüfungsverfahren, die der 
Exekutivdirektor in enger Zusammenarbeit 
mit den in Klausel 7 Absatz 2 Buchstabe q 
genannten Beratergruppen vorschlägt;

(l) Genehmigung der Aufforderungen, die 
der Exekutivdirektor in enger 
Zusammenarbeit mit den in Klausel 7 
Absatz 2 Buchstabe q genannten 
Beratergruppen vorschlägt;

(m) Genehmigung der Liste der für eine 
Finanzierung ausgewählten Vorschläge;

(m) Genehmigung der Liste der 
Vorschläge, die auf der Basis der von 
einer unabhängigen Expertengruppe 
gemäß Artikel 37 der Verordnung (EU) 
Nr. 1290/2013 erstellten Warteliste für 
eine Finanzierung ausgewählt wurden;

(n) Festlegung der Kommunikationspolitik 
des Gemeinsamen Unternehmens IMI2 auf 
Empfehlung des Exekutivdirektors;

(n) Festlegung der Kommunikationspolitik 
des Gemeinsamen Unternehmens IMI2 auf 
Empfehlung des Exekutivdirektors;

(n a) regelmäßige Unterrichtung der 
Gruppe der nationalen Vertreter, des 
Wissenschaftlichen Beirats und des 
Forums der Interessenträger über alle 
Angelegenheiten, die für deren 
Beraterrolle von Bedeutung sind;

(o) gegebenenfalls Festlegung von 
Durchführungsbestimmungen nach 
Artikel 6 Absatz 3;

(o) gegebenenfalls Festlegung von 
Durchführungsbestimmungen nach 
Artikel 6 Absatz 3;
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(p) gegebenenfalls Festlegung von 
Bestimmungen über die Entsendung 
nationaler Sachverständiger zum 
Gemeinsamen Unternehmen IMI2 und 
über den Einsatz von Praktikanten nach 
Artikel 7;

(p) gegebenenfalls Festlegung von 
Bestimmungen über die Entsendung 
nationaler Sachverständiger zum 
Gemeinsamen Unternehmen IMI2 und 
über den Einsatz von Praktikanten nach 
Artikel 7;

(q) gegebenenfalls Einrichtung zusätzlicher 
Beratergruppen neben den Gremien des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2;

(q) gegebenenfalls Einrichtung zusätzlicher 
Beratergruppen durch öffentliche 
Aufforderungen zur Einreichung von 
Vorschlägen neben den Gremien des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2;

(r) gegebenenfalls Übermittlung von 
Anträgen von Mitgliedern des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 auf 
Änderung dieser Verordnung an die 
Kommission;

(r) gegebenenfalls Übermittlung von 
Anträgen von Mitgliedern des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 auf 
Änderung dieser Verordnung an die 
Kommission;

(s) Zuständigkeit für Aufgaben, die nicht 
ausdrücklich einem Gremium des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 
übertragen wurden; der Verwaltungsrat 
kann diese Aufgaben einem dieser 
Gremien übertragen.

(s) Zuständigkeit für Aufgaben, die nicht 
ausdrücklich einem Gremium des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 
übertragen wurden; der Verwaltungsrat 
kann diese Aufgaben einem dieser 
Gremien übertragen.

Begründung

Es ist dringend erforderlich, die unter das Rahmenprogramm fallenden Forschungstätigkeiten 
mit den Tätigkeiten der gemeinsamen Technologieinitiativen zu koordinieren, einschließlich 
des Managements erwünschter Überschneidungen und erforderlicher Synergien und 
Komplementarität. Es ist naheliegend, dass die Kommission für diese Aufgabe am besten 
geeignet wäre, denn dank ihrer Rolle in der Leitungsstruktur der gemeinsamen 
Technologieinitiativen (50 % der Stimmen) dürfte sie dafür ausreichende Möglichkeiten 
haben.

Änderungsantrag 48

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Klausel 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

9 - Aufgaben des Exekutivdirektors 9 − Aufgaben des Exekutivdirektors

1. Der Exekutivdirektor ist das oberste 
ausführende Organ für die laufende 
Geschäftsführung des Gemeinsamen 

1. Der Exekutivdirektor ist das oberste 
ausführende Organ für die laufende 
Geschäftsführung des Gemeinsamen 
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Unternehmens IMI2 gemäß den 
Beschlüssen des Verwaltungsrats.

Unternehmens IMI2 gemäß den 
Beschlüssen des Verwaltungsrats.

2. Der Exekutivdirektor ist der rechtliche 
Vertreter des Gemeinsamen Unternehmens 
IMI2. Er ist gegenüber dem 
Verwaltungsrat rechenschaftspflichtig.

2. Der Exekutivdirektor ist der rechtliche 
Vertreter des Gemeinsamen Unternehmens 
IMI2. Er ist gegenüber dem 
Verwaltungsrat rechenschaftspflichtig.

3. Der Exekutivdirektor führt den 
Haushaltsplan des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 aus.

3. Der Exekutivdirektor führt den 
Haushaltsplan des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 aus.

4. Der Exekutivdirektor erfüllt 
insbesondere folgende Aufgaben 
unabhängig:

4. Der Exekutivdirektor erfüllt 
insbesondere folgende Aufgaben 
unabhängig:

(a) Ausarbeitung des Entwurfs des 
jährlichen Haushaltsplans, einschließlich 
des entsprechenden Stellenplans mit 
Angabe der Anzahl der Planstellen auf Zeit 
je Besoldungs- und Funktionsgruppe sowie 
der Anzahl der Vertragsbediensteten und 
abgeordneten nationalen Sachverständigen 
(in Vollzeitäquivalenten) und Übermittlung 
des Entwurfs an den Verwaltungsrat zur 
Annahme;

(a) Ausarbeitung des Entwurfs des 
jährlichen Haushaltsplans, einschließlich 
des entsprechenden Stellenplans mit 
Angabe der Anzahl der Planstellen auf Zeit 
je Besoldungs- und Funktionsgruppe sowie 
der Anzahl der Vertragsbediensteten und 
abgeordneten nationalen Sachverständigen 
(in Vollzeitäquivalenten) und Übermittlung 
des Entwurfs an den Verwaltungsrat zur 
Annahme;

(b) Abfassung des jährlichen Arbeitsplans 
und der entsprechenden 
Ausgabenschätzungen in enger 
Zusammenarbeit mit den in Klausel 7 
Absatz 2 Buchstabe q genannten 
Beratergruppen sowie ihre Übermittlung an 
den Verwaltungsrat zur Annahme;

(b) Abfassung des jährlichen Arbeitsplans 
und der entsprechenden 
Ausgabenschätzungen in enger 
Zusammenarbeit mit den in Klausel 7 
Absatz 2 Buchstabe q genannten 
Beratergruppen sowie ihre Übermittlung an 
den Verwaltungsrat zur Annahme;

(c) Übermittlung des Jahresabschlusses an 
den Verwaltungsrat zur Genehmigung;

(c) Erstellung des Jahresabschlusses und 
Übermittlung an den Verwaltungsrat zur 
Genehmigung;

(d) Abfassung des jährlichen 
Tätigkeitsberichts mit einer entsprechenden 
Ausgabenübersicht sowie dessen 
Übermittlung an den Verwaltungsrat zur 
Genehmigung;

(d) Abfassung des jährlichen 
Tätigkeitsberichts mit einer entsprechenden 
Ausgabenübersicht sowie dessen 
Übermittlung an den Verwaltungsrat zur 
Genehmigung;

(e) Übermittlung der Liste der für eine 
Finanzierung ausgewählten Vorschläge an 
den Verwaltungsrat zur Genehmigung;

(e) Übermittlung der Liste der für eine 
Finanzierung ausgewählten Vorschläge an 
den Verwaltungsrat zur Genehmigung;

(f) Unterzeichnung einzelner 
Finanzhilfevereinbarungen oder 
-beschlüsse;

(f) Unterzeichnung einzelner 
Finanzhilfevereinbarungen oder 
-beschlüsse;
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(g) Unterzeichnung von 
Beschaffungsaufträgen;

(g) Unterzeichnung von 
Beschaffungsaufträgen;

(h) Umsetzung der Kommunikationspolitik 
des Gemeinsamen Unternehmens IMI2;

(h) Umsetzung der Kommunikationspolitik 
des Gemeinsamen Unternehmens IMI2;

(i) Organisation, Leitung und 
Beaufsichtigung der Geschäftstätigkeit und 
des Personals des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 im Rahmen der 
Vorgaben der Befugnisübertragung durch 
den Verwaltungsrat gemäß Artikel 6 
Absatz 2 dieser Verordnung;

(i) Organisation, Leitung und 
Beaufsichtigung der Geschäftstätigkeit und 
des Personals des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 im Rahmen der 
Vorgaben der Befugnisübertragung durch 
den Verwaltungsrat gemäß Artikel 6 
Absatz 2 dieser Verordnung;

(j) Einrichtung eines wirksamen und 
effizienten internen Kontrollsystems und 
Sicherstellung seines ordnungsgemäßen 
Funktionierens sowie Meldung 
bedeutsamer diesbezüglicher Änderungen 
an den Verwaltungsrat;

(j) Einrichtung eines wirksamen und 
effizienten internen Kontrollsystems und 
Sicherstellung seines ordnungsgemäßen 
Funktionierens sowie Meldung 
bedeutsamer diesbezüglicher Änderungen 
an den Verwaltungsrat;

(k) Gewährleistung einer Risikobewertung 
und eines Risikomanagements;

(k) Gewährleistung einer Risikobewertung 
und eines Risikomanagements;

(ka) zeitnahe Ausführung und 
Folgemaßnahmen zu allen 
Empfehlungen, die sich aus der 
Abschlussbewertung des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI, der 
Zwischenbewertung des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 oder einer anderen 
einschlägigen Bewertung der Tätigkeiten 
im Rahmen von IMI2 ergeben;

(l) Ergreifung jeglicher anderer 
Maßnahmen, die für die Beurteilung der 
Fortschritte des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 bei der Erreichung 
seiner Ziele erforderlich sind;

(l) Ergreifung jeglicher anderer 
Maßnahmen, die für die Beurteilung der 
Fortschritte des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 bei der Erreichung 
seiner Ziele erforderlich sind;

5. Der Exekutivdirektor richtet ein 
Programmbüro ein, das unter seiner 
Verantwortung alle aus dieser Verordnung 
erwachsenden Unterstützungstätigkeiten 
durchführt. Das Programmbüro setzt sich 
aus dem Personal des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 zusammen und hat 
insbesondere folgende Aufgaben:

5. Der Exekutivdirektor richtet ein 
Programmbüro ein, das unter seiner 
Verantwortung alle aus dieser Verordnung 
erwachsenden Unterstützungstätigkeiten 
durchführt. Das Programmbüro setzt sich 
aus dem Personal des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 zusammen und hat 
insbesondere folgende Aufgaben:

(a) Unterstützung bei der Einrichtung und 
Verwaltung eines geeigneten 
Rechnungsführungssystems, das mit der 

(a) Unterstützung bei der Einrichtung und 
Verwaltung eines geeigneten 
Rechnungsführungssystems, das mit der 
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Finanzregelung des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 im Einklang steht;

Finanzregelung des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 im Einklang steht;

(b) Verwaltung der im jährlichen 
Arbeitsplan vorgesehenen Aufforderungen 
zur Einreichung von Vorschlägen sowie 
der Finanzhilfevereinbarungen oder 
-beschlüsse, einschließlich ihrer 
Koordinierung;

(b) Verwaltung der im jährlichen 
Arbeitsplan vorgesehenen Aufforderungen, 
einschließlich ihrer Bewertung durch eine 
unabhängige Expertengruppe, sowie der 
Finanzhilfevereinbarungen oder 
-beschlüsse, einschließlich ihrer 
Koordinierung;

(ba) Einrichtung und Verwaltung eines 
Informations- und Unterstützungssystems 
zur Sicherstellung einer breiten 
Beteiligung an den Tätigkeiten im 
Rahmen des Gemeinsamen 
Unternehmens, insbesondere an den 
Aufforderungen zur Einreichung von 
Vorschlägen, einschließlich einer 
Verknüpfung mit dem System der 
nationalen Kontaktstellen;

(c) Übermittlung aller einschlägigen 
Informationen an die Mitglieder und 
sonstigen Gremien des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 und Bereitstellung 
jedweder notwendigen Unterstützung für 
diese Mitglieder und Gremien, damit diese 
ihren Pflichten nachkommen können, 
sowie Bearbeitung ihrer Anfragen;

(c) Übermittlung aller einschlägigen 
Informationen an die Mitglieder und 
sonstigen Gremien des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 und Bereitstellung 
jedweder notwendigen Unterstützung für 
diese Mitglieder und Gremien, damit diese 
ihren Pflichten nachkommen können, 
sowie Bearbeitung ihrer Anfragen;

(d) Sekretariat der Gremien des 
Gemeinsamen Unternehmens und 
Unterstützung etwaiger vom 
Verwaltungsrat eingesetzter 
Beratergruppen.

(d) Sekretariat der Gremien des 
Gemeinsamen Unternehmens und 
Unterstützung etwaiger vom 
Verwaltungsrat eingesetzter 
Beratergruppen.

Änderungsantrag 49

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Klausel 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Der Wissenschaftliche Beirat besteht aus 
höchstens sieben Mitgliedern, die für einen 
verlängerbaren Zeitraum von einem Jahr 
ernannt werden. Er wählt einen 

1. Der Wissenschaftliche Beirat besteht aus 
höchstens fünfzehn Mitgliedern, die für 
einen verlängerbaren Zeitraum von zwei 
Jahren ernannt werden. Er wählt einen 
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Vorsitzenden aus seiner Mitte für die 
Dauer eines Jahres.

Vorsitzenden aus seiner Mitte für eine 
Dauer von bis zu zwei Jahren. Bei seiner 
Zusammensetzung wird eine 
Geschlechtergleichstellung gemäß 
Artikel 16 des Rahmenprogramms 
„Horizont 2020“ angestrebt.

Erforderlichenfalls können für spezifische 
punktuelle Aufgaben weitere Experten für 
eine begrenzte Dauer benannt werden.

Erforderlichenfalls können für spezifische 
punktuelle Aufgaben weitere Experten für 
eine begrenzte Dauer bestimmt werden, 
deren Auswahl nach demselben 
Verfahren erfolgt, das auch auf die 
Auswahl der ständigen Mitglieder des 
Wissenschaftlichen Beirates Anwendung 
findet.

2. Im Beirat sind weltweit anerkannte 
Experten aus Hochschulen, der Industrie 
und Regulierungsstellen in ausgewogener 
Weise vertreten. Gemeinsam verfügen die 
Mitglieder des Wissenschaftlichen Beirats 
über die erforderlichen wissenschaftlichen 
Kompetenzen und Kenntnisse im 
thematischen Bereich des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2, um wissenschaftlich 
fundierte strategische Empfehlungen an 
das IMI2 abgeben zu können.

2. Im Beirat sind weltweit anerkannte 
unabhängige Experten aus Hochschulen, 
dem Gesundheitswesen, der Industrie und 
Regulierungsstellen in ausgewogener 
Weise vertreten. Gemeinsam verfügen die 
Mitglieder des Wissenschaftlichen Beirats 
über die erforderlichen wissenschaftlichen 
Kompetenzen und Kenntnisse im 
thematischen Bereich des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2, um wissenschaftlich 
fundierte strategische Empfehlungen an 
das IMI2 abgeben zu können.

3. Der Verwaltungsrat legt spezielle 
Kriterien und Verfahren für die Auswahl 
der Mitglieder des Wissenschaftlichen 
Beirats fest und ernennt diese. Der 
Verwaltungsrat berücksichtigt die von der 
Gruppe der nationalen Vertreter des IMI2 
vorgeschlagenen potenziellen Kandidaten.

3. Der Verwaltungsrat legt spezielle 
Kriterien und Verfahren für die Auswahl 
der Mitglieder des Wissenschaftlichen 
Beirats fest und ernennt diese. Der 
Verwaltungsrat berücksichtigt die von der 
Gruppe der nationalen Vertreter des IMI2 
vorgeschlagenen potenziellen Kandidaten.

4. Der Wissenschaftliche Beirat nimmt 
folgende Aufgaben wahr:

4. Der Wissenschaftliche Beirat nimmt 
folgende Aufgaben wahr:

(-a) Beratung zu den wissenschaftlichen 
Prioritäten, die in die strategische 
Forschungsagenda aufgenommen werden 
sollen, unter Berücksichtigung der 
Ergebnisse der Überprüfungen des 
Wissenschaftlichen Gremiums für 
Gesundheitsfragen von „Horizont 2020“ 
sowie von gesellschaftlichen Präferenzen, 
die durch Analysen des öffentlichen 
Engagements festgestellt werden;
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(a) Beratung zu den wissenschaftlichen 
Prioritäten, die in den jährlichen 
Arbeitsplänen behandelt werden sollen;

(a) Beratung zu den wissenschaftlichen 
Prioritäten, die in den jährlichen 
Arbeitsplänen, einschließlich der 
Entwürfe der Aufforderungen zur 
Einreichung von Vorschlägen, behandelt 
werden sollen;

(b) Stellungnahme zu den im jährlichen 
Tätigkeitsbericht dargelegten 
wissenschaftlichen Ergebnissen.

(b) Stellungnahme zu den im jährlichen 
Tätigkeitsbericht dargelegten 
wissenschaftlichen Ergebnissen.

(ba) Erstellung und Veröffentlichung 
eines Jahresberichts über die bei den 
Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten 
erzielten Fortschritte;
(bb) Formulierung von Empfehlungen an 
die Europäische Kommission für die 
Zwischenbewertung des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2, die bis zum 
31. Juni 2017 vorgenommen wird. Im 
Rahmen der Zwischenprüfung wird auch 
die Aufnahme gesellschaftlicher 
Präferenzen geprüft, die sich aus 
Analysen des öffentlichen Engagements 
ergeben haben.
Die Empfehlungen des 
Wissenschaftlichen Beirats sind 
gebührend zu berücksichtigen.
4a. Der Wissenschaftliche Beirat kann 
von sich aus Empfehlungen zu 
technischen, verwaltungstechnischen und 
wissenschaftlichen Fragen an das 
Gemeinsame Unternehmen IMI2 richten.
Das Gemeinsame Unternehmen IMI2 
unterrichtet den Wissenschaftlichen 
Beirat darüber, welche Folgemaßnahmen 
es in Bezug auf diese Empfehlungen 
ergriffen hat, und legt Begründungen für 
die Fälle vor, in denen es diesen 
Empfehlungen nicht nachgekommen ist.

5. Der Wissenschaftliche Beirat tritt 
mindestens einmal im Jahr zusammen. Die 
Sitzungen werden von ihrem Vorsitzenden 
einberufen.

5. Der Wissenschaftliche Beirat tritt 
mindestens zweimal im Jahr zusammen. 
Die Sitzungen werden von ihrem 
Vorsitzenden einberufen. Der Entwurf der 
Tagesordnung, die endgültige 
Tagesordnung sowie die 
Sitzungsprotokolle werden unbeschadet 
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der Verpflichtungen zur Vertraulichkeit 
auf der IMI-Website veröffentlicht.

6. Der Wissenschaftliche Beirat kann mit 
Zustimmung des Vorsitzenden weitere 
Personen zu seinen Sitzungen einladen.

6. Der Wissenschaftliche Beirat kann mit 
Zustimmung des Vorsitzenden weitere 
Personen zu seinen Sitzungen einladen.

6a. Der Wissenschaftliche Beirat erhält 
regelmäßig Informationen, insbesondere 
über die Teilnahme an indirekten 
Maßnahmen, die vom Gemeinsamen 
Unternehmen IMI2 finanziert werden, 
über die Ergebnisse aller Aufforderungen 
und Projektumsetzungen, über Synergien 
mit anderen einschlägigen Programmen 
der Union, über die Ausführung des 
IMI2-Haushalts und über die Verbreitung 
und Nutzung der Forschungsergebnisse.

7. Der Wissenschaftliche Beirat gibt sich 
eine Geschäftsordnung.

7. Der Wissenschaftliche Beirat gibt sich 
eine Geschäftsordnung und macht diese 
öffentlich verfügbar.

Änderungsantrag 50

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Klausel 10 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Der Verwaltungsrat legt spezielle 
Kriterien und Verfahren für die Auswahl 
der Mitglieder des Wissenschaftlichen 
Beirats fest und ernennt diese. Der 
Verwaltungsrat berücksichtigt die von der 
Gruppe der nationalen Vertreter des IMI2 
vorgeschlagenen potenziellen Kandidaten.

3. Der Verwaltungsrat legt spezielle 
Kriterien und Verfahren für die Auswahl 
der Mitglieder des Wissenschaftlichen 
Beirats fest und ernennt diese. Der 
Verwaltungsrat ernennt seine Mitglieder 
aus den von der Gruppe der nationalen 
Vertreter des IMI2 vorgeschlagenen 
potenziellen Kandidaten.

Änderungsantrag 51

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Klausel 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text
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Gruppe der nationalen Vertreter Gruppe der nationalen Vertreter

1. Die Gruppe der nationalen Vertreter des 
IMI2 setzt sich aus je einem Vertreter jedes 
Mitgliedstaats und jedes mit dem 
Rahmenprogramm „Horizont 2020“ 
assoziierten Landes zusammen. Die 
Gruppe wählt einen Vorsitzenden aus ihrer 
Mitte.

1. Die Gruppe der nationalen Vertreter des 
IMI2 setzt sich aus je einem Vertreter jedes 
Mitgliedstaats und jedes mit dem 
Rahmenprogramm „Horizont 2020“ 
assoziierten Landes zusammen. Die 
Gruppe wählt einen Vorsitzenden aus ihrer 
Mitte.

2. Die Gruppe der nationalen Vertreter tritt 
mindestens einmal im Jahr zusammen. Die 
Sitzungen werden von ihrem Vorsitzenden 
einberufen. Der Vorsitzende des 
Verwaltungsrats und der Exekutivdirektor 
oder deren Vertreter nehmen an den 
Sitzungen teil.

2. Die Gruppe der nationalen Vertreter tritt 
mindestens zweimal im Jahr zusammen. 
Die Sitzungen werden von ihrem 
Vorsitzenden einberufen. Der Vorsitzende 
des Verwaltungsrats und der 
Exekutivdirektor oder deren Vertreter 
nehmen an den Sitzungen teil. Der 
Entwurf der Tagesordnung, die 
endgültige Tagesordnung sowie die 
Sitzungsprotokolle werden unbeschadet 
der Verpflichtungen zur Vertraulichkeit 
auf der IMI-Website veröffentlicht.
Der Vorsitzende der Gruppe der 
nationalen Vertreter kann weitere 
Personen als Beobachter zu ihren 
Sitzungen einladen, insbesondere 
Vertreter von Regionalbehörden der 
Union, KMU-Verbänden, Organisationen 
der Zivilgesellschaft und 
Patientenorganisationen.

3. Die Gruppe der nationalen Vertreter 
überprüft insbesondere Informationen und 
berät im Zusammenhang mit folgenden 
Themen:

3. Die Gruppe der nationalen Vertreter 
überprüft insbesondere Informationen und 
berät im Zusammenhang mit folgenden 
Themen:

(a) Programmfortschritte des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 und 
Erreichung der Zielvorgaben;

(a) Programmfortschritte des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 und 
Erreichung der Zielvorgaben, 
einschließlich der Bewertung von 
Aufforderungen zur Einreichung von 
Vorschlägen und ihrer Ergebnisse in 
ebenso verständlicher und detaillierter 
Weise wie in der Bewertung, die dem 
Programmausschuss vorgelegt wird;

(b) Aktualisierung der strategischen 
Ausrichtung;

(b) Aktualisierung der strategischen 
Ausrichtung;

(c) Verbindungen zum Rahmenprogramm (c) Übereinstimmung mit dem 
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„Horizont 2020“; Rahmenprogramm „Horizont 2020“;

(d) jährliche Arbeitspläne; (d) jährliche Arbeitspläne, einschließlich 
der Entwürfe der Aufforderungen zur 
Einreichung von Vorschlägen;

(da) die Zweckmäßigkeit, eine gegebene 
Forschungspriorität, die vom 
Gemeinsamen Unternehmen IMI2 durch 
regelmäßige Aufforderungen zur 
Einreichung von Vorschlägen abgedeckt 
ist, in das Rahmenprogramm „Horizont 
2020“ aufzunehmen, um neue Synergien 
mit Forschungs- und 
Innovationstätigkeiten zu entwickeln;

(e) Einbeziehung von KMU. (e) Einbeziehung von KMU.

4. Die Gruppe der nationalen Vertreter 
liefert ferner Informationen und fungiert 
als Schnittstelle zum Gemeinsamen 
Unternehmen IMI2 in folgenden Fragen:

4. Die Gruppe der nationalen Vertreter 
liefert ferner Informationen und fungiert 
als Schnittstelle zum Gemeinsamen 
Unternehmen IMI2 in folgenden Fragen:

(a) Stand der einschlägigen nationalen oder 
regionalen Forschungs- und 
Innovationsprogramme sowie Ermittlung 
von potenziellen Bereichen der 
Zusammenarbeit, einschließlich 
Einführungsmaßnahmen;

(a) Stand der einschlägigen nationalen oder 
regionalen Forschungs- und 
Innovationsprogramme sowie Ermittlung 
von potenziellen Bereichen der 
Zusammenarbeit, einschließlich 
Einführungsmaßnahmen;

(b) spezifische Maßnahmen, die auf 
nationaler oder regionaler Ebene im 
Hinblick auf Veranstaltungen zur 
Verbreitung der Ergebnisse, spezielle 
fachliche Workshops und 
Kommunikationsmaßnahmen ergriffen 
werden.

(b) spezifische Maßnahmen, die auf 
nationaler oder regionaler Ebene im 
Hinblick auf Veranstaltungen zur 
Verbreitung der Ergebnisse, spezielle 
fachliche Workshops und 
Kommunikationsmaßnahmen ergriffen 
werden.

4a. Die Gruppe der nationalen Vertreter 
erhält regelmäßig Informationen, 
insbesondere über die Teilnahme an 
indirekten Tätigkeiten, die vom 
Gemeinsamen Unternehmen IMI2 
finanziert werden, über die Ergebnisse 
aller Aufforderungen zur Einreichung 
von Vorschlägen und die Umsetzung von 
Projekten, über Synergien mit anderen 
einschlägigen Programmen der Union, 
über die Ausführung des IMI2-Haushalts 
und über die Verbreitung und Nutzung 
der Forschungsergebnisse.
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5. Die Gruppe der nationalen Vertreter 
kann von sich aus Empfehlungen zu 
technischen, verwaltungstechnischen und 
finanziellen Fragen an das Gemeinsame 
Unternehmen IMI2 richten, und zwar 
insbesondere bei Fragen, die nationale oder 
regionale Interessen berühren.

5. Die Gruppe der nationalen Vertreter 
kann von sich aus Empfehlungen zu 
technischen, verwaltungstechnischen und 
finanziellen Fragen an das Gemeinsame 
Unternehmen IMI2 richten, und zwar 
insbesondere bei Fragen, die nationale oder 
regionale Interessen berühren.

Das Gemeinsame Unternehmen IMI2 
unterrichtet die Gruppe der nationalen 
Vertreter darüber, welche 
Folgemaßnahmen es in Bezug auf diese 
Empfehlungen ergriffen hat.

Das Gemeinsame Unternehmen IMI2 
unterrichtet die Gruppe der nationalen 
Vertreter darüber, welche 
Folgemaßnahmen es in Bezug auf diese 
Empfehlungen ergriffen hat.

6. Die Gruppe der nationalen Vertreter gibt 
sich eine Geschäftsordnung.

6. Die Gruppe der nationalen Vertreter gibt 
sich eine Geschäftsordnung und macht 
diese öffentlich verfügbar.

Änderungsantrag 52

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Klausel 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

12 - Forum der Interessenträger 12 − Forum der Interessenträger

1. Das Forum der Interessenträger steht 
allen öffentlichen und privaten Beteiligten 
sowie internationalen Interessengruppen 
aus den Mitgliedstaaten, den assoziierten 
Ländern und anderen Ländern offen.

1. Das Forum der Interessenträger steht 
allen öffentlichen und privaten Beteiligten 
sowie internationalen Interessengruppen 
aus den Mitgliedstaaten, den assoziierten 
Ländern und anderen Ländern offen. Ihm 
gehören Vertreter von 
Patientenorganisationen, Verbänden von 
Gesundheitsdienstleistern und anderen 
Organisationen der Zivilgesellschaft an. 
Das Forum wählt aus seiner Mitte einen 
Vorsitzenden.

2. Das Forum der Interessenträger wird 
über die Tätigkeiten des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 informiert und zur 
Abgabe von Stellungnahmen aufgerufen.

2. Das Forum der Interessenträger wird 
über die Tätigkeiten des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 informiert und 
regelmäßig zur Abgabe von 
Stellungnahmen aufgerufen, insbesondere 
zur Beteiligung an indirekten Tätigkeiten, 
die vom Gemeinsamen Unternehmen 
IMI2 finanziert werden, zu den 
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Ergebnissen aller Aufforderungen zur 
Einreichung von Vorschlägen und zur 
Umsetzung von Projekten, zu Synergien 
mit anderen einschlägigen Programmen 
der Union, zur Ausführung des IMI2-
Haushalts, zur Verbreitung und Nutzung 
der Forschungsergebnisse und zu 
Prioritäten der strategischen 
Forschungsagenda.

3. Die Sitzungen des Forums der 
Interessenträger werden vom 
Exekutivdirektor einberufen.

3. Mindestens einmal pro Jahr wird eine 
Sitzung des Forums der Interessenträger 
vom Exekutivdirektor einberufen.

Änderungsantrag 53

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Klausel 14 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Kommt ein Mitglied des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 seinen 
Verpflichtungen zur Leistung der 
vereinbarten Finanzbeiträge nicht nach, 
hält der Exekutivdirektor dies schriftlich 
fest und setzt eine angemessene Frist, 
innerhalb der Abhilfe zu schaffen ist. 
Wird innerhalb dieser Frist keine Abhilfe 
geschaffen, beruft der Exekutivdirektor 
eine Verwaltungsratssitzung ein, in der 
darüber entschieden wird, ob die 
Mitgliedschaft des säumigen Mitglieds 
aufzuheben ist oder ob andere 
Maßnahmen zu treffen sind, bis das 
Mitglied seinen Verpflichtungen 
nachgekommen ist. Kommt ein Mitglied 
seinen Verpflichtungen nicht nach, kann 
ihm, nachdem es angehört und ihm die 
Möglichkeit gegeben wurde, die 
Angelegenheit beizulegen, vom 
Verwaltungsrat vorläufig sein Stimmrecht 
entzogen werden.
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Änderungsantrag 54

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Klausel 17

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Tätigkeitsberichte und 
Finanzberichterstattung

Tätigkeitsberichte und 
Finanzberichterstattung

1. Der Exekutivdirektor erstattet dem 
Verwaltungsrat jährlich Bericht über die 
Erfüllung seiner Pflichten gemäß der 
Finanzregelung des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2.

1. Der Exekutivdirektor erstattet dem 
Verwaltungsrat jährlich Bericht über die 
Erfüllung seiner Pflichten gemäß der 
Finanzregelung des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2.

Am 15. Februar eines jeden Jahres legt 
der Exekutivdirektor dem Verwaltungsrat 
einen jährlichen Tätigkeitsbericht über die 
Fortschritte des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 im Vorjahr zur 
Genehmigung vor; darin wird insbesondere 
auf den jährlichen Arbeitsplan Bezug 
genommen. Dieser Bericht enthält unter 
anderem Informationen über folgende 
Aspekte:

Innerhalb von zwei Monaten nach 
Abschluss eines jeden Haushaltsjahres 
legt der Exekutivdirektor dem 
Verwaltungsrat einen jährlichen 
Tätigkeitsbericht über die Fortschritte des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 im 
Vorjahr zur Genehmigung vor; darin wird 
insbesondere auf den jährlichen 
Arbeitsplan Bezug genommen . Dieser 
Bericht enthält unter anderem 
Informationen über folgende Aspekte:

(a) Forschung, Innovation und sonstige 
Maßnahmen, die durchgeführt wurden, 
sowie die entsprechenden Ausgaben;

(a) Forschung, Innovation und sonstige 
Maßnahmen, die durchgeführt wurden, 
sowie die entsprechenden Ausgaben;

(b) die eingereichten Vorschläge mit einer 
Aufschlüsselung nach Art der Teilnehmer 
(einschließlich KMU) und nach Ländern;

(b) die eingereichten Vorschläge mit einer 
Aufschlüsselung nach Art der Teilnehmer 
(einschließlich KMU) und nach Ländern;

(c) die für eine Finanzierung ausgewählten 
Maßnahmen mit einer Aufschlüsselung 
nach Art der Teilnehmer (einschließlich 
KMU) und nach Ländern; den vom 
Gemeinsamen Unternehmen IMI2 für die 
einzelnen Teilnehmer und Maßnahmen zur 
Verfügung gestellten Beitrag.

(c) die für eine Finanzierung ausgewählten 
Maßnahmen mit einer Aufschlüsselung 
nach Art der Teilnehmer (einschließlich 
KMU) und nach Ländern; den vom 
Gemeinsamen Unternehmen IMI2 für die 
einzelnen Teilnehmer und Maßnahmen zur 
Verfügung gestellten Beitrag.

2. Der jährliche Tätigkeitsbericht wird 
nach seiner Genehmigung durch den 
Verwaltungsrat veröffentlicht.

2. Der jährliche Tätigkeitsbericht wird 
nach seiner Genehmigung durch den 
Verwaltungsrat veröffentlicht.

3. Das Gemeinsame Unternehmen IMI2 
erstattet der Kommission gemäß Artikel 60 
Absatz 5 der Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 966/2012 Bericht.

3. Der Rechnungsführer des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 
übermittelt dem Rechnungsführer der 
Kommission und dem Rechnungshof bis 
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zum 1. März des folgenden 
Haushaltsjahres die vorläufigen 
Rechnungen.
Das Gemeinsame Unternehmen IMI2 
übermittelt dem Europäischen Parlament, 
dem Rat und dem Rechnungshof bis zum 
31. März des folgenden Haushaltsjahres 
den Bericht über die Haushaltsführung 
und das Finanzmanagement.
Nach Erhalt der Anmerkungen des 
Rechnungshofes zu den vorläufigen 
Rechnungen des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 nach Artikel 148 der 
Haushaltsordnung erstellt der 
Rechnungsführer die endgültigen 
Rechnungen des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2; der 
Exekutivdirektor übermittelt diese dem 
Verwaltungsrat zur Stellungnahme.
Der Verwaltungsrat gibt eine 
Stellungnahme zu den endgültigen 
Rechnungen des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 ab.
Der Exekutivdirektor übermittelt dem 
Europäischen Parlament, dem Rat, der 
Kommission und dem Rechnungshof bis 
zum 1. Juli des auf das Haushaltsjahr 
folgenden Jahres die endgültigen 
Rechnungen zusammen mit der 
Stellungnahme des Verwaltungsrats.
Die endgültigen Rechnungen werden bis 
zum 15. November des folgenden Jahres 
im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht.
Der Exekutivdirektor sendet dem 
Rechnungshof bis zum 30. September 
eine Antwort auf die in seinem 
Jahresbericht enthaltenen Bemerkungen. 
Der Exekutivdirektor übermittelt diese 
Antwort auch dem Verwaltungsrat.
Der Exekutivdirektor unterbreitet dem 
Europäischen Parlament gemäß 
Artikel 165 Absatz 3 der Verordnung (EU, 
Euratom) Nr. 966/2012 auf Anfrage alle 
für ein reibungsloses 
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Entlastungsverfahren für das fragliche 
Haushaltsjahr notwendigen 
Informationen.

4. Die Rechnungsführung des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 wird 
von einer unabhängigen Prüfstelle gemäß 
Artikel 60 Absatz 5 der Verordnung (EU, 
Euratom) Nr. 966/2012 überprüft.

Änderungsantrag 55

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Klausel 18 a (neu) 

Vorschlag der Kommission

Geänderter Text

18a − Indikatoren
Die Leistungsindikatoren für die Beurteilung der Fortschritte bei der Erreichung der in 
Artikel 2 gesteckten Ziele sind:
Wissenschaftlicher und technologischer Fortschritt

Indikator Ziel
Überwachung der 
Verwirklichung der 
Ziele des GU

Überwachung der 
Verwirklichung 
spezifischer Ziele

Siehe Abschnitt 3.2 der 
Folgenabschätzung

Zahl der eingerichteten 
offenen Innovationsnetze

3 offene Innovationsnetze 
zwischen unterschiedlichen 
Wirtschaftszweigen und 2 
Netze für klinische 
Versuche

Zahl der aufgestellten 
strategischen 
Forschungspläne (über das 
GU hinaus)

Aufstellung einer 
strategischen Agenda in 
3 Forschungsbereichen 
entsprechend den 
spezifischen Zielen in 
Abschnitt 3.2

Zahl der eingerichteten 
Partnerschaften

Partnerschaften in 
16 Forschungsbereichen 
entsprechend den 
spezifischen Zielen in 
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Abschnitt 3.2
Überwachung der 
Umsetzung des 
strategischen 
Forschungsplans

Zahl der für eine objektive 
molekulare Taxonomie von 
Krankheiten analysierten 
Datenpunkte

5 Mio. Datenpunkte

Zahl der klassifizierten 
Krankheiten

4 Krankheitsbereiche

Zahl der analysierten 
Versuche, bei denen 
Lehren aus negativen 
Ergebnissen gezogen 
wurden

125 Versuche

Grad der Berücksichtigung 
der politischen Ziele in 
Bezug auf Gesundheit, 
demografischen Wandel 
und Wohlergehen

Berücksichtigung der 
Nummern 1.1.2, 1.2.2, 1.2.3 
(teilweise) und 1.3.1 
(teilweise) der partiellen 
allgemeinen Ausrichtung 
des Rahmenprogramms 
„Horizont 2020“ im 
strategischen 
Forschungsplan

Überwachung der Tätigkeit des GU
Auswahl der Projekte 
und Mittelzuweisung

Zeitspanne zwischen 
Antragstellung und 
Finanzhilfegewährung

270 Tage

Zeit bis zur Auszahlung 
der Finanzhilfe

30 Tage

Grad der Einhaltung des 
Zeitplans

gebundene Mittel und 
entsprechende 
Veröffentlichungen der 
Aufforderungen zur 
Einreichung von 
Vorschlägen

Beteiligung von KMU und 
Nutzen für KMU

Von Anfang an kommen 
den KMU 20 % der IMI2-
Fördermittel zugute; der 
Nutzen für KMU wird ab 
dem 2. Jahr wie folgt 
überwacht: Mindestens 
70 % der antwortenden 
KMU geben an, dass sie 
von den Fachkenntnissen 
ihrer Partner aus Industrie 
und/oder Hochschulen 
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profitieren, 80 % der KMU 
geben an, dass sie ihre 
Ziele nicht ohne die 
Unterstützung des IMI2 
hätten erreichen können.

Effizienz des 
Forschungs-
programms

Zahl der 
Veröffentlichungen

durchschnittlich 20 
Veröffentlichungen pro 
10 Mio. Euro

Wirkungsfaktor der 
Zeitschriften, in denen die 
Artikel veröffentlicht 
werden

durchschnittlicher 
Wirkungsfaktor 10 % über 
dem EU-Durchschnitt

Wirkung der 
Veröffentlichungen

Zitate 20 % über dem 
Durchschnitt für 
Veröffentlichungen in der 
EU

Zahl der Patente durchschnittlich 2 
Patentanmeldungen pro 
10 Mio. Euro

FuE-Intensität Prozentsatz der jährlichen 
Schwankungen beim Anteil 
der jährlichen Ausgaben 
für FuE in Bezug auf die 
Gesamtausgaben der 
Unternehmen des EFPIA

Begründung

Die Berichterstatterin ist der Meinung, dass die Bestimmungen in Bezug auf die 
Hebelwirkung privater Investitionen weiter verbessert werden sollten, sodass sie sichtbarer 
werden. Demzufolge wurde ein neuer FuE-Intensitätsindikator für Unternehmen des EFPIA, 
der an dem Gemeinsamen Unternehmen IMI beteiligt ist, eingeführt.

Änderungsantrag 56

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Teil 20

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

20 - Interessenkonflikte 20 − Interessenkonflikte

1. Das Gemeinsame Unternehmen IMI2, 
seine Gremien und sein Personal 

1. Das Gemeinsame Unternehmen IMI2, 
seine Gremien und sein Personal 
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vermeiden bei ihren Tätigkeiten die 
Entstehung von Interessenkonflikten.

vermeiden bei ihren Tätigkeiten die 
Entstehung von Interessenkonflikten.

2. Der Verwaltungsrat des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 kann in Bezug auf 
seine Mitglieder, assoziierten Partner und 
Gremien und sein Personal Regeln zur 
Vermeidung von Interessenkonflikten und 
Regeln über den Umgang mit solchen 
Konflikten annehmen. Darin sind 
Bestimmungen vorzusehen, durch die 
Interessenkonflikte bei den Vertretern der 
Mitglieder, die einen Sitz im 
Verwaltungsrat haben, vermieden werden.

2. Der Verwaltungsrat des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 nimmt in Bezug auf 
seine Mitglieder, assoziierten Partner und 
Gremien und sein Personal Vorschriften 
zur Vermeidung von Interessenkonflikten 
sowie über den Umgang mit solchen 
Konflikten an. Darin sind Bestimmungen 
vorzusehen, durch die Interessenkonflikte 
bei den Vertretern der Mitglieder, die einen 
Sitz im Verwaltungsrat haben, vermieden 
werden. Im Besonderen werden darin die 
Einzelheiten präzisiert, die in der 
vollständigen Erklärung über berufliche 
Tätigkeiten, finanzielle Interessen und 
Interessenkonflikte zu veröffentlichen 
sind.

Änderungsantrag 57

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang I – Teil 21

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

21 - Abwicklung 21 − Abwicklung

1. Das Gemeinsame Unternehmen IMI2 
wird zum Ende des in Artikel 1 dieser 
Verordnung festgelegten Zeitraums 
abgewickelt.

1. Das Gemeinsame Unternehmen IMI2 
wird zum Ende des in Artikel 1 
festgelegten Zeitraums oder infolge einer 
Bewertung, laut der die Ziele des 
Unternehmens nicht erreicht wurden, 
abgewickelt.

2. Das Abwicklungsverfahren wird 
automatisch eingeleitet, wenn die 
Kommission oder alle anderen Mitglieder 
ihre Mitgliedschaft im Gemeinsamen 
Unternehmen IMI2 kündigen.

2. Das Abwicklungsverfahren wird 
automatisch eingeleitet, wenn die 
Kommission oder alle anderen Mitglieder 
ihre Mitgliedschaft im Gemeinsamen 
Unternehmen IMI2 kündigen.

3. Zur Abwicklung des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 ernennt der 
Verwaltungsrat einen oder mehrere 
Abwicklungsbeauftragte, die seinen 
Beschlüssen nachkommen.

3. Zur Abwicklung des Gemeinsamen 
Unternehmens IMI2 ernennt der 
Verwaltungsrat einen oder mehrere 
Abwicklungsbeauftragte, die seinen 
Beschlüssen nachkommen.

4. Bei der Abwicklung des Gemeinsamen 4. Bei der Abwicklung des Gemeinsamen 
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Unternehmens IMI2 werden seine 
Vermögenswerte zur Deckung seiner 
Verbindlichkeiten und der Kosten seiner 
Abwicklung verwendet. Etwaige 
Überschüsse werden proportional zu den 
Finanzbeiträgen der Mitglieder auf die 
Mitglieder umgelegt, die zum Zeitpunkt 
der Abwicklung am Gemeinsamen 
Unternehmen IMI2 beteiligt sind. Etwaige 
auf die Union umgelegte Überschüsse 
fließen in den Unionshaushalt zurück.

Unternehmens IMI2 werden seine 
Vermögenswerte zur Deckung seiner 
Verbindlichkeiten und der Kosten seiner 
Abwicklung verwendet. Etwaige 
Überschüsse werden proportional zu den 
Finanzbeiträgen der Mitglieder auf die 
Mitglieder umgelegt, die zum Zeitpunkt 
der Abwicklung am Gemeinsamen 
Unternehmen IMI2 beteiligt sind. Etwaige 
auf die Union umgelegte Überschüsse 
fließen in das spezifische Programm zur 
Durchführung des Rahmenprogramms 
„Horizont 2020“ im Rahmen des 
Unionshaushalts zurück.

5. Zur Gewährleistung einer 
ordnungsgemäßen Verwaltung der 
Vereinbarungen und Beschlüsse des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 und der 
Aufträge, deren Laufzeit erst nach der 
Abwicklung des Gemeinsamen 
Unternehmens endet, wird ein Ad-hoc-
Verfahren eingeführt.

5. Zur Gewährleistung einer 
ordnungsgemäßen Verwaltung der 
Vereinbarungen und Beschlüsse des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI2 und der 
Aufträge, deren Laufzeit erst nach der 
Abwicklung des Gemeinsamen 
Unternehmens endet, wird ein Ad-hoc-
Verfahren eingeführt.
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BEGRÜNDUNG

Die Initiative Innovative Arzneimittel 2 (IMI2) folgt auf IMI1, eine gemeinsame 
Technologieinitiative, die im Rahmen des Siebten Rahmenprogramms eingerichtet wurde, hat 
jedoch einen anderen Gegenstandsbereich: Der Fokus verschiebt sich von der 
vorwettbewerblichen biomedizinischen Forschung auf die öffentliche Gesundheit. Dadurch 
wird die Agenda der IMI2 erweitert, sodass sie den gesamte Innovationszyklus umfasst, 
andere auf dem Gebiet der Biowissenschaften tätige Unternehmen einbindet und nicht nur die 
Forschung, sondern auch die Vermarktung innovativer Arzneimittel abdeckt.

Wie im zweiten Zwischenbericht über IMI1 festgestellt wird, gab es, wie bei neuen 
Programmen ganz natürlich ist, einen Lernprozess, der im vorliegenden Vorschlag fortgesetzt 
wird. Es gibt jedoch noch immer einige Punkte, von denen die Berichterstatterin glaubt, dass 
sie noch verbessert werden könnten, und zwar:

− eine stärkere Angleichung an „Horizont 2020“

− mehr Transparenz und Rechenschaftspflicht sowie eine vermehrt auf Beteiligung 
ausgerichtete Leitungsstruktur

− eine stärkere wissenschaftliche Lenkung.

Angleichung an „Horizont 2020“ 

Bei den Verhandlungen über das „Horizont 2020“-Paket folgte das Europäische Parlament 
den Empfehlungen, die die Expertengruppe zur Zwischenbewertung des Siebten 
Rahmenprogramms abgegeben hatte, sowie dem anschließenden Prüfbericht des 
Europäischen Parlaments, und forderte einheitliche Vorschriften für das gesamte Programm. 
Gleichzeitig wurde sichergestellt, dass eine thematische Kohärenz mit einem deutlichen 
europäischen Mehrwert bei allen Instrumenten beibehalten wurde. Da die gemeinsamen 
Technologieinitiativen besondere Bedenken hervorgerufen hatten, hat das Europäische 
Parlament große Anstrengungen darauf verwendet, für den Einklang dieses Instruments mit 
den vorstehenden Grundsätzen zu sorgen.

Deshalb werden in Artikel 19 der Verordnung über das Rahmenprogramm die Kriterien 
sowohl für die Ermittlung als auch für die Verwaltung des Instruments erweitert, und zwar 
mit Schwerpunkt auf (i) einem nachgewiesenen Mehrwert des Instruments, (ii) der Festlegung 
von eindeutigen und messbaren Zielen für die Gesellschaft und den Wettbewerb, (iii) einem 
ausgeglichenen Beitrag des privaten Sektors gegenüber dem Unionshaushalt, (iv) der 
Einhaltung der Regeln für die Beteiligung, (v) der Komplementarität mit anderen Teilen von 
„Horizont 2020“, (vi) der Einbeziehung aller interessierten Partner der gesamten 
Wertschöpfungskette und (vii) dem Nachweis eines offenen, transparenten und partizipativen 
Leitungssystems. 

Außerdem wird in Artikel 26 der Verordnung über das Rahmenprogramm eine eingehende 
Bewertung der gemeinsamen Technologieinitiativen als Teil der Zwischenbewertung von 
„Horizont 2020“ verlangt, die unter anderem eine Untersuchung der Offenheit, Transparenz 
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und Effizienz der Initiativen umfasst.

Weitere Bestimmungen der Verordnung über das Rahmenprogramm „Horizont 2020“, die in 
die neue Verordnung übernommen wurden, sind folgende:

 Stärkere Beteiligung von KMU (siehe Artikel 18 des Rahmenprogramms 
„Horizont 2020“) unter Berücksichtigung der Tatsache, dass der Fragebogen 
der Teilnehmer am IMI-Projekt aufgezeigt hat, dass nur geringes Interesse 
seitens der Industrie und der Hochschulen daran besteht, Wissen mit KMU zu 
teilen;

 Koordinierung mit dem Wissenschaftlichen Gremium für Gesundheit des 
Programms „Horizont 2020“ (siehe Artikel 12 des Rahmenprogramms 
„Horizont 2020“);

 Ausdrückliche Einhaltung der allgemeinen Grundsätze von „Horizont 2020“, 
wie z. B. freie Zugänglichkeit und ein ausgewogenes Verhältnis von Männern 
und Frauen (siehe Artikel 15 und 15b des Rahmenprogramms „Horizont 
2020“);

 Zusicherung, dass die von den öffentlich-privaten Partnerschaften abgedeckten 
Bereiche nicht automatisch von den Arbeitsprogrammen ausgeschlossen 
werden, da sie als Ergänzung und nicht als Ersatz für reguläre, 
grenzüberschreitende Kooperationsprojekte vorgesehen sind (siehe Artikel 19 
des Rahmenprogramms „Horizont 2020“).

 Einbeziehung der vernachlässigten und armutsbedingten Produktentwicklung 
(siehe Anhang zum Rahmenprogramm „Horizont 2020“, Herausforderung 
„Gesundheit“)

Haushalt

Trotz der wiederholten Empfehlung des Europäischen Parlaments, dem Programm „Horizont 
2020“ 100 Milliarden Euro zuzuweisen, hat der Rat beschlossen, den Vorschlag der 
Kommission um 12,5 % zu kürzen. Zusammen mit der Tatsache, dass im Bericht von Teresa 
Riera Madurell über das Rahmenprogramm „Horizont 2020“ erklärt wird, dass der Kern des 
Programms weiterhin den grenzüberschreitenden, mittleren, vorwettbewerblichen 
Kooperationsprojekten zu FuE gewidmet sein soll, hat dieser Beschluss die Berichterstatterin 
dazu veranlasst, den Haushalt für das Gemeinsame Unternehmen IMI2 um den gleichen 
Prozentsatz, auf den sich auch die Gesamtkürzung des Finanzrahmens von „Horizont 2020“ 
innerhalb des MFR beläuft, zu kürzen.

Die Berichterstatterin schlägt außerdem vor, die Übertragung von nicht verwendeten Mitteln 
des Gemeinsamen Unternehmens IMI1 auf das Gemeinsame Unternehmen IMI2 auf die 
Verwaltungskosten zu begrenzen, die sich aus der Verwaltung laufender IMI1-Projekte 
ergeben. Die verbleibenden Haushaltsmittel sollten auf die regelmäßigen Aufforderungen zur 
Einreichung von Vorschlägen des Siebten Rahmenprogramms (z. B. zur Finanzierung der 
hervorragenden Projekte, die sich derzeit auf der Warteliste befinden) übertragen werden.

Was die Frage der Hebelwirkung betrifft, ist die Berichterstatterin der Meinung, dass die 
Bestimmungen zu den Sachbeiträgen der Industrie weiter verbessert werden sollten, um sie 
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sichtbarer zu machen. Dementsprechend wurde ein neuer FuE-Intensitätsindikator eingeführt 
und die Verpflichtung betont, die Ex-post-Prüfungen auf die Sachbeiträge auszuweiten. 

Politik bezüglich der Rechte des geistigen Eigentums

Wie das Ergebnis der öffentlichen Konsultation zu den Plänen für eine öffentlich-private 
Partnerschaft im Bereich Forschung und Innovation in den Biowissenschaften unter „Horizont 
2020“ und die beiden Zwischenbewertungen des Gemeinsamen Unternehmens IMI gezeigt 
haben, bestehen unter den Interessenvertretern starke Bedenken, was die Politik des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI bezüglich der Rechte des geistigen Eigentums angeht. Wie 
vorstehend erwähnt, hat sich das Europäische Parlament stark für die vollständige Einhaltung 
der Regeln für die Beteiligung eingesetzt und fordert deshalb die Mitglieder des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI nachdrücklich zur Annahme eines Ansatzes auf, durch den

 keine Hindernisse geschaffen werden, die ausgezeichnete KMU, Hochschulen, 
Forschungseinrichtungen und Patientenorganisationen von der Teilnahme an 
der IMI abhalten könnten; 

 eine faire Aufteilung der Rechte erreicht wird;
 von Anfang an Rechtssicherheit gewährleistet wird.

Sollte zur Änderung der Regeln für die Beteiligung ein delegierter Rechtsakt erforderlich sein, 
wird das Parlament aufmerksam überwachen, dass dieser mit den obenstehenden Grundsätzen 
in Einklang steht und keinen Anlass dafür gibt, dass die Teilnehmer eine ungleiche 
Behandlung empfinden.

Stärkere wissenschaftliche Lenkung

Ein weiterer Kritikpunkt, der von Interessenvertretern bei den zuvor erwähnten öffentlichen 
Konsultationen wiederholt zur Sprache gebracht wurde, ist die fehlende sinnvolle 
Einbeziehung der Forschungsgemeinschaft in die Festlegung der strategischen 
Forschungspläne. 

Es muss außerdem sichergestellt werden, dass die Forschungsthemen einem echten 
öffentlichen Interesse Rechnung tragen und nicht als Instrument zur Ermöglichung von 
Wettbewerbsverzerrungen aufgefasst werden. Die Berichterstatterin hält es daher für äußerst 
wichtig, dass der Wissenschaftliche Beirat nicht nur als unerlässliche Einrichtung des 
Gemeinsamen Unternehmens IMI konsolidiert, sondern seine Rolle auch ausgebaut wird, um 
seine aktive Beteiligung an der Festlegung der wissenschaftlichen Prioritäten, die in den 
strategische Forschungsplan aufgenommen werden sollen, sicherzustellen.

Andererseits sollte eine weitere Kohärenzebene und die strategische Planung in der 
Herausforderung „Gesundheit“ unter Einbeziehung des Wissenschaftlichen Gremiums für 
Gesundheit des Programms „Horizont 2020“ gewährleistet werden.

Mehr Transparenz und Rechenschaftspflicht bei der Leitung

Schließlich wurde eine Reihe von Änderungsanträgen eingereicht, um die Transparenz und 
Rechenschaftspflicht in der Leitungsstruktur des Gemeinsamen Unternehmens IMI und im 
Beschlussfassungsprozess zu stärken. So soll die Legitimität der Leitungsstruktur bestätigt 
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und sichergestellt werden, dass alle Einrichtungen die erforderlichen Mittel erhalten, die zur 
Wahrnehmung ihrer Verantwortung in einem besonders sensiblen Sektor erforderlich sind, 
wobei das öffentliche Interesse den Hauptantrieb aller Maßnahmen im Rahmen der IMI 
darstellen muss.
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Konrad Szymański, Patrizia Toia, Evžen Tošenovský, Claude Turmes, 
Vladimir Urutchev, Kathleen Van Brempt, Alejo Vidal-Quadras, 
Zbigniew Zaleski

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende Stellvertreter(innen)

Maria Badia i Cutchet, Yves Cochet, Rachida Dati, Věra Flasarová, 
Elisabetta Gardini, Françoise Grossetête, Roger Helmer, Jolanta Emilia 
Hibner, Ivailo Kalfin, Werner Langen, Silvia-Adriana Ţicău, Lambert 
van Nistelrooij, Hermann Winkler

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende Stellv. (Art. 187 Abs. 2)

Jean-Paul Besset, Janusz Władysław Zemke


